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Antwort der Bundesregierung 
auf die Große Anfrage der Fraktion der CDU/CSU 
betr. Arbeitsprogramm der Bundesregierung zu innenpolitischen 

Vorhaben 

(Drucksache VI/1620) 


Die Bundesregierung beantwortet die Große Anfrage 
der Fraktion der CDU/CSU wie folgt: 

1, Die Große Anfrage bietet der Bundesregierung 
die willkommene Gelegenheit, ihre Politik der 
inneren Reformen dem Deutschen Bundestag und 
der Öffentlichkeit erneut darzulegen und zu er- 
läutern. Grundlage für Planung und Durchfüh- 
rung der Regierungsarbeit ist die Regierungser- 
klärung vom 28. Oktober 1969. In ihr sind die 
politisdien Ziele der Regierungspolitik klar und 
verbindlich niedergelegt. 

In den vergangenen 16 Monaten ihrer Amts- 
periode hat die Bundesregierung zur Konkretisie- 
rung ihrer Regierungserklärung 16 Berichte vor- 
gelegt. Die Bundesregierung versteht die folgen- 
den Berichte nicht nur als analytische Bestands- 
aufnahme, sondern auch als Grundlage für die 
Planung ihrer Arbeit: 

— Bericht zur Lage der Nation (Drucksache 
W223) und Jahreswirtschaftsbericht 1970 
(Drucksache VI/281) im Sommer 1970 

— Bericht zur Lage der Landwirtschaft (Druck- 
sache VI/372) und Finanzbericht 1970 (BMF- 
Sonderdruck) im Februar 1970 

— Sozialbericht und Sozialbudget (Drucksache 
VI/643) im April 1970 

— Verteidigungsweißbuch (Drucksache VI/765) im 
Mai 1970 

— Bildungsbericht (Drucksache Ml/925) im Juni 

1970 

— Bericht über die Sportförderung des Bundes 
(Drucksache Ml/ 1122) im August 1970 

— Finanzbericht 1971 (BMF-Sonderdruck) im 
September 1970 

— Raumordnungsbericht (Drucksache VI/1340) 
und Verkehrsbericht (Drucksache MV 1350) im 
November 1970 

— Städtebaubericht (Drucksache VI/1497) und Ge- 
sundheitsbericht (Drucksache VI/1667) im De- 
zember 1970 

— Bericht zur Lage der Nation (Drucksache 
VI/ 1690) und Jahreswirtschaftsbericht 1971 
(Drucksache VI/1760) im Januar 1971 

— Agrarbericht (Drucksache VI/1800) im Februar 

1971 


Der Vermögensbildungsbericht wird in der ersten 
Hälfte dieses Jahres vorgelegt werden. 

Aus dieser umfassenden Bestandsaufnahme 
wurde auf der Grundlage der Regierungserklä- 
rung ein internes Arbeitsprogramm entwickelt, 
für dessen Verwirklichung, wie man der Anlage 
entnehmen kann, bereits in den IV2 Jahren Amts- 
zeit dieser Bundesregierung wichtige Grundvor- 
aussetzungen geschaffen worden sind. Die darin 
enthaltenen Reformmaßnahmen sind — soweit 
sie ausgabenwirksam sind — aus den Haushalts- 
plänen 1970 und 1971 sowie idem Finanzplan des 
Bundes 1970 bis 1974 (vgl. Drucksache WllOl, 
S. 4 ff., S. 28 ff.) erkennbar. Zusammen mit dem 
gleichzeitig veröffentlichten Finanzbericht 1971 
weist deser Finanzplan die Finanzierung des Re- 
formprogramms für die Jahre 1970 bis 1974 nach. 

Die Bundesregierung kann deshalb feststellen: 
Parlament und Öffentlichkeit sind von ihr wie- 
derholt, detailliert und umfassend über die Poli- 
tik der inneren Reformen unterrichtet worden, 
und zwar in einem Ausmaß, das weit über das 
von früheren Regierungen Gewohnte hinausgeht. 

2. Die Bundesregierung hat bei der Aufnahme ihrer 
Arbeit kein brauchbares Instrumentarium für die 
Planung, Koordinierung und Durchführung ihrer 
gesamten Tätigkeit vor gefunden. Lediglich in 
Teilbereichen, wie etwa in der mittelfristigen 
Zielprojektion der Wirtschaftspolitik, in der 
mehrjährigen Finanzplanung, im Sozialbudget 
und in der Neubauplanung für Bundesfernstraßen 
konnte sie sich auf bereits vorhandene Ansätze 
stützen. Auch die Voraussetzungen für eine 
schnelle Einführung neuer Pianungsverfahren in 
den Ministerien und im Bundeskanzleramt waren 
nicht oder allenfalls in Ansätzen gegeben. Des- 
halb mußte und muß die Bundesregierung Pla- 
nungsverfahren für die Regierungsarbeit erst ent- 
wickeln. 

Begonnen wurde mit der Entwicklung einer Früh- 
koordinierung der Regierungsärbeit. Das Fräh- 
koordinierungsverfahren ist nach Bildung der 
Bundesregierung im Oktober 1969 von der Pla- 
nungsabteilung des Bundeskanzleramtes und den 
neu eingesetzten Planungsbeauftragten der Bun- 
desministerien Schritt für Schritt aufgebaut wor- 
den. Ziel dieses Verfahrens ist es, alle Vorhaben, 
die Kabinettentscheidungen erfordern oder sonst 
von besonderer politischer Bedeutung sind, so 
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früh wie möglich zu erfassen und die Unterlagen 
allen Bundesministerien und dem Bundeskanzler- 
amt sofort zugänglich zu machen. Damit wird 
eine bisher so nicht gegebene Abstimmung der 
Ressorts untereinander und eine bessere Vorbe- 
reitung der Entscheidungen des Kabinetts und der 
mittelfristigen Planung der Arbeit der Bundes- 
regierung ermöglicht. 

Ein Ergebnis dieser Arbeit der Planungsbeauf- 
tragten ist das von der Bundesregierung am 
22. Oktober 1970 beschlossene interne Arbeits- 
programm für die laufende Legislaturperiode. 
Dieses Arbeitsprogramm ist kein neues oder zu- 
sätzliches Reformprogramm, wie von den Frage- 
stellern offenbar irrtümlich angenommen wird. 
Vielmehr dient es der Zusammenfassung, Pla- 
nung und Steuerung der Arbeitsabläufe für die 
Verwirklichung der in der Regierungserklärung 
am 28. Oktober 1969 festgelegten Politik. 

Die Bundesregierung hat auch damit begonnen, 
die Voraussetzungen für eine systematische län- 
gerfristige Aufgabenplanung zu schaffen. Viele 
wichtige Aufgaben, vor denen der moderne Staat 
heute steht, können nur in einem längeren Pla- 
nungszeitraum gelöst werden; eine fünf Jahre 
umfassende Zeitspanne, wie sie z. B. der Finanz- 
planung zugrunde liegt, ist vielfach zu kurz. Mit- 
telfristige Programme müssen an längerfristigen 
Zielvorstellungen ausgerichtet sein. Dies gilt 
namentlich für den Ausbau der Infrastruktur. In 
der Bildungspolitik, in der Gesundheitsvorsorge, 
in der Verkehrspolitik, in der Umweltgestaltung 
und beim Städtebau z. B. muß für sehr viel 
längere Zeiträume (zehn bis fünfzehn Jahre) vor- 
aus gedacht und -geplant werden. 

3|C 3|C 

Die Einzelfriagen der Großen Anfrage werden wie 
folgt beantwortet: 

Frage A. 

Uber welche Rangfolge der einzelnen konkreten Vor- 
haben hat sich die Bundesregierung in ihrem inter- 
nen Arbeitsprogramm zur „Konkretisierung und Ver- 
wirklichung der Regierungserklärung vom 28, Ok- 
tober 1969“ „bis ins einzelne verständigt", und wie 
sind diese miteinander „sachlich verzahnt“? 

Antwort 

Politische Planung in einem offenen demokratischen 
System — wie sie die Bundes regierung u. a. in ihrem 
Arbeitsprogramm verwirklicht — ist keine Zemen- 
tierung aller Regierungsaktivitäten in einem voll- 
ständig quantifizierten Totalprogramm, das sowohl 
alle fiskalischen, ökonomischen und gesellschaft- 
lichen Voraussetzungen als auch alle Folgen seiner 
Realisierung bis ins Detail fixieren würde. 

Die Fragen der Opposition gehen offenbar von 
einem solchen System umfassender Ditailplanung 
aus. 

Die Bundesregierung lehnt das ab. 


In einer offenen Gesellschaft ist politische Planung 
ein Instrument, mit dem Probleme frühzeitig er- 
kannt und rechtzeitig alternative Lösungsmöglich- 
keiten erarbeitet werden können. Politik darf nicht 
aus Anpassung und bloßem Reagieren auf aufge- 
tretene Mißstände bestehen. Für die Gestaltung 
unserer Gesellschaft ist vielmehr entscheidend, daß 
Probleme und Lösungsmöglichkeiten vorausschauend 
im Zusammenhang gesehen und bewertet werden. 
Die Planung muß so flexibel sein, daß sie den tat- 
sächlichen Entwicklungen und neuen Gegebenheiten 
Rechnung tragen kann. Dabei kommt der rechtzeiti- 
gen Zusammenarbeit innerhalb der Bundesregierung 
sowie mit den Ländern und Gemeinden eine zen- 
trale Bedeutung zu. 

In ihrem Arbeitsprogramm hat die Bundesregierung 
die Aufgaben zusammengefaßt, die sie in dieser 
Legislaturperiade lösen oder deren längerfristige 
Lösung sie in dieser Legislaturperiode voranbringen 
bzw. vorbereiten will. Das Arbeitsprogramm faßt die 
Aufgaben, an denen die Bundesregierung arbeitet, 
in Bereichen zusammen. Nach dem Kabinettsbe- 
schluß vom 22. Oktober 1970 haben sie für diese 
Legislaturperiode Priorität. 

Dabei handelt es sich um keine „Rangfolge der ein- 
zelnen konkreten Vorhaben". Die Bereiche des Ar- 
beitsprogramms stehen vielmehr gleichrangig ne- 
beneinander, Eine Rangfolge in dem Sinne, daß ein 
Nacheinander aller Vorhaben der Regierung fest- 
gelegt und festgeschrieben würde, ist weder beab- 
sichtigt, noch wäre sie sinnvoll. 

Die Mittel für dieses Programm sind im geltenden 
Finanzplan eingesetzt. Wie das Arbeitsprogramm 
wird auch der Finanzplan regelmäßig überprüft und 
mit den haushaltsmäßigen Möglichkeiten und kon- 
junkturpolitischen Notwendigkeiten abgestimmt. 
Dabei wird insbesondere auf die Wiedergewinnung 
und Sicherung der Stabilität in der Wirtschaft ge- 
achtet werden. Die nächste Überprüfung wird bei 
der Fortschreibung der Finanzplanung für die Jahre 
1971 bis 1975 im Sommer dieses Jahres vorgenom- 
men werden. Hierbei werden auch die gesamtwirt- 
schaftlichen Kosten solcher Vorhaben geprüft wer- 
den, die nicht den Haushalt des Bundes oder der 
hilfsfiskalischen Einrichtungen berühren. 

Die Absichten und Vorhaben der Außen-, Entwicfc- 
lungs- und Integrationspolitik der Bundesregierung 
sind insoweit berücksichtigt, als dies ihre wechsel- 
seitige Verknüpfung mit den inneren Reformen er- 
fordert. Die fortschreitende Integration der Euro- 
päischen Gemeinschaft wird selbstverständlich be- 
achtet, beispielsweise bei der Neugestaltung des 
Steuerrechts, der gezielten iFörderung der Forschung 
und dem Programm für Umweltschutz und Umwelt- 
gestaltung. 

Frage B. I. 

Was versteht die Bundesregierung unter „inneren 

Reformen"? Wie grenzt sie den Inhalt dieses Begriffs 

ab, insbesondere gegenüber Maßnahmen, 

1. bei denen es sich nur um die Dürchsetzung der 
bereits von früheren Bundesregierungen beschlos- 
senen oder eingeleiteten Maßnahmen handelt, 
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2. die lediglich der Erfüllung vom Parlament in frü- 
heren Jahren beschlossener gesetzlicher Bestim- 
mungen dienen? 

Antwort 

1. Unter inneren Reformen versteht die Bundes- 
regierung schrittweise Veränderungen unserer 
staatlichen und gesellschaftlichen Wirklichkeit, 
die sich an den für eine freie und fortschrittliche 
Gesellschaft im sozialen und demokratischen 
Rechtsstaat bestimmenden Grundwerten orien- 
tieren. Wir wollen 

— mehr Humanität in unserer Gesellschaft 

— gleiche Lebenschancen 

— mehr soziale Gerechtigkeit 

— mehr Freiheit für den einzelnen 

— Sicherheit im Innern und nach Außen 

— mehr Mitwirkung des Bürgers in unserem 
Gemeinwesen. 

Eine auf Reformen im Inneren gerichtete Politik 
ist auch notwendig, um unter Beachtung der je- 
weils verfügbaren Ressourcen die Spannungen 
auszugleichen, die zwischen wissenschaftlichem 
und technischem Fortschritt auf der einen Seite 
und individuellen und gesellschaftlichen Bedürf- 
nissen auf der anderen Seite ständig neu ent- 
stehen. 

Rechtzeitig durdigeführte Reformen nehmen 
Angst vor der Zukunft und schaffen Sicherheit 
Über den Tag hinaus. 

Die Notwendigkeit von inneren Reformen ist zu 
spät erkannt worden. Deshalb entstand in wich- 
tigen Lebensbereichen ein großer Nachholbedarf. 
Daibei kann keiner dieser Bereiche heute noch 
isoliert gesehen, geschweige denn isoliert ge- 
staltet werden. 

Die Politik der Bundesregierung ist auf die fort- 
schreitende Entwicklung und Verwirklichung 
eines zusammenhängenden Programms gerichtet, 
das die Bedingungen des gesellschaftlichen und 
staatlichen Zusammenlebens und damit die Lage 
der Menschen konkret verbessert. 

In einer dynamischen Wirtschaft und einer sich 
dauernd verändernden Gesellschaft kann es nicht 
den Status quo einer „heilen Welt" geben. Es 
kann auch weder durch eine „ Jahrhundertreform" 
noch durch „den großen Sprung nach vom" die 
statische Ruhe einer neuen „heilen Welt" her- 
aufgeführt werden. Der rasche wirtschaftliche 
und gesellschaftliche Wandel erfordert vielmehr 
eine vorausschauende, in allen Bereichen abge- 
stimmte ständige Anstrengung. Nur die Gestal- 
tung des Wandels kann Lebensprinzip einer 
menschenwürdigen Industriegesellschaft sein. Die 
Bundesregierung bekennt sich zum Prinzip der 
Leistungsgesellschaft, die eine der Voraussetzun- 
gen für gesellschaftlichen Fortschritt ist. 

2. Die Bundesregierung knüpft selbstverständlich 
in einzelnen Bereichen an Maßnahmen an, die in 
früheren Legislaturperioden beschlossen oder 


eingeleitet wurden. Dies gilt zum Beispiel für 
das verkehrspolitische Programm,. Teile der 
Strafrechtsreform, die Gesetze über Arbeitsför- 
derung, Ausbildungsförderung und Berufsausbil- 
dung, die Vorhaben im Bereich der regionalen 
und sektoralen Strukturpolitik, die Forschungs- 
programme in wissenschaftlichen, wirtschaft- 
lichen und für die Infrastruktur wichtigen Gebie- 
ten (Kernforschung, Datenverarheitung) und für 
Forschungsvorhaben auf dem Gebiet der Ge- 
sundheitsvorsorge und Umwelthygiene, für den 
Entwurf eines Städtebauförderungsgesetzes aus 
der 5. Legislaturperiode sowie für die Moderni- 
sierung der Bundeswehr. 

Die Frage nach einer Abgrenzung der inneren 
Reformen gegenüber denjenigen Maßnahmen, 
die in früheren Legislaturperioden eingeleitet 
wurden, geht an der politischen Wirklichkeit 
vorbei. Reformen sind in unserer Gesellschaft 
seit langem notwendig. Verständlicherweise 
mußten nach Kriegsende die Kräfte zunächst auf 
den Aufbau des zerstörten Landes konzentriert 
werden. Frühere Bundesregierungen haben aber 
nicht rechtzeitig und nicht in ausreichendem 
Maße die strukturell notwendigen Reformen in 
Angriff genommen. Soweit bereits frühere Re- 
formen eingeleitet worden sind, hat sich die 
Bundesregierung selbstverständlich auf derartige 
Vorarbeiten, wie ibeispielsweise bei der Vorbe- 
reitung einer Regierungs- und Verwaltungsre- 
form, gestützt. Die Bundesregierung erhebt inso- 
fern keinen Anspruch darauf, die erforderlichen 
inneren Reformen ausschließlich als ihr Werk 
hinzustellen, so wie sie es ihrerseits für ihre 
Pflicht hält, für nach 1973 tätige Bundesregierun- 
gen alle Vorarbeiten zu leisten, die in ihren 
Kräften stehen. 

Die Kontinuität der Regierungsarbeit über Amts- 
und Legislaturperioden hinweg wird in zuneh- 
mendem Maße zu einer wesentlichen Voraus- 
setzung für das Funktionieren unseres Regie- 
rungssystems. 

3. Im übrigen war die Ausgangslage in den ein- 
zelnen Bereichen sehr unterschiedlich. Es gibt 
Bereiche, deren Zielsetzungen voraussichtlich bis 
zum Herbst 1973 weitgehend verwirklicht wer- 
den können. Es gibt aber auch Bereiche, in denen 
umfangreiche Vorarbeiten geleistet werden muß- 
ten oder noch müssen. Schließlich gibt es Be- 
reiche, in denen der Verwirklichung der Ziel- 
setzungen — selbst der Einleitung der erforder- 
lichen Schritte — noch erhebliche Schwierigkei- 
ten im Wege stehen. Deshalb sind die Arbeiten 
an der Verwirklichung der Zielsetzungen unter- 
schiedlich weit gediehen. 

« 

Frage B. II. 

Welche der unter A genannten Vorhaben sollen nach 
dem Arbeitsprogramm der Bundesregierung 

— bis zum Ende dieser Legislaturperiode, 

— im Zeitraum des IJii^anzplans 1971 bis Ende 1974, 
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— später und gegebenenfalls bis wann jeweils 
in Angriff genommen, 
im wesentlichen verwirktlich, 
abgeschlossen werden? 

Antwort 

In der Antwort auf die Frage B. L ist darauf hin- 
gewiesen worden, daß die Ausgangslage, die die 
Bundesregierung vorgefunden hat, und demgemäß 
der jetzige Stand ihrer Arbeiten in den verschiede- 
nen Bereichen sehr unterschiedlich sind. Dies gilt 
auch für die Schätzung der erforderlichen Zeitspan- 
nen der Planung, Entscheidung und Durchführung. 
Eine Übersicht über das Arbeitsprogramm der Bun- 
desregierung gibt die Anlage. 

Unter Bezugnahme auf die entsprechenden Ausfüh- 
rungen in der Antwort auf die Frage A. ist noch ein- 
mal festzustellen, daß die Bundesregierung ihre Pla- 
nung flexibel anlegt, das Arbeitsprogramm also 
nicht als starren Fahrplan versteht. Das Arbeitspro- 
gramm muß sowohl in der Sache als auch in bezug 
auf die haushaltsmäßigen Möglichkeiten und die 
konjunkturpolitischen Notwendigkeiten jährlich 
überprüft werden. Die Bundesregierung hat in 
ihrem Arbeitsprogramm festgelegt, was in dieser 
Legislaturperiode erreicht werden kann und erreicht 
werden soll. Da aber die Zeitspanne der Legislatur- 
periode im Vergleich zu den sachlichen Bedingungen 
der Konzeption, der Inangriffnahme und der Ver- 
wirklichung der einzelnen Vorhaben ein eigenstän- 
diges Moment darstellt, kann die Bundesregierung 
ihre Reformpolitik im Ganzen nicht auf eine Legis- 
laturperiode beschränken, sondert! muß sie unter 
langfristigen Aspekten anlegen. Die Politik der 
inneren Reformen muß und wird nach 1973 weiter- 
gehen. 

Frage C. 

I. Hält die Bundesregierung bei der Planung ihrer 
innenpolitischen Reformvorhaben an den Eckdaten 
für die weitere wirtschaftliche und finanzielle 
Leistungsfähigkeit fest, die dem Finanzplan des 
Bundes 1970 bis 1974 und der mittelfristigen 
Wirtschaftsprojektion zugrunde liegen, oder mit 
welchen Werten veranschlagt sie insbesondere 
die folgenden Daten in den einzelnen Jahren bis 
1974: 

1. Bruttosozialprodukt nominal und real, 

2. Preisrate des privaten Verbrauchs, 

3. Einkommen aus unselbständiger Tätigkeit und 
Einkommen aus LFnternehmertätigkeit und Ver- 
mögen, 

4. Anteil des Staates am Bruttosozialprodukt 

a) der Gebietskörperschaften, 

b) des öffentlichen Gesamthaushalts ein- 
schließlich der Sozialversicherung, 

5. Sparquote der privaten Haushalte, 

6. Inanspruchnahme der Ersparnisse der privaten 
Haushalte durch die öffentliche Hand, dar- 
unter insbesondere durch den Bund in den 
Jahren 1971 bis 1974 im Vergleich dazu in den 
Jahren 1960 bis 1970, 


7. Anteil des privaten Verbrauchs am Brutto- 
sozialprodukt, 

8. Höhe und Anteil der Investitionen 

a) des Staates, 

b) der privaten Wirtschaft am Bruttosozial- 
produkt? 

II. Sind bei den unter I angesprochenen Eckdaten 
der Wirtschaftsprojektion die im Arbeitsprogramm 
der Bundesregierung gemäß Frage A enthaltenen 
Vorhaben berücksichtigt worden? 

In welchen Größenordnungen sind insbesondere 

1. die Auswirkungen der sozialpolitischen Vor- 
haben, darunter der angekündigten Einführung 
einer flexiblen Altersgrenze in der gesetzlichen 
Rentenversicherung und der geplanten Maß- 
nahmen im Bildungsbereich auf die Zahl der 
Erwerbstätigen, 

2. die Auswirkungen der geplanten Maßnahmen 
im Bereich des Umweltschutzes, Verkehrs, Wis- 
senschaft und Forschung auf die Höhe und Zu- 
sammensetzung der Investitionen (privat oder 
Öffentlich), 

3. die Auswirkungen der geplanten Maßnahmen 
im Bereich der Vermögenspolitik auf die Spar- 
quote und die Investitionsneigung der Unter- 
nehmer, 

4. die Auswirkungen der geplanten Maßnahmen 
auf die Abgabenbelastung der Unternehmen 
und der Arbeitnehmer 

berücksichtigt? 

Antwort 

Der erste Teil der Frage C. 1. ist zu bejahen. Das 
Arbeitsprogramm orientiert sich an den Eckdaten 
der mittelfristigen Zielprojektion, die auch dem 
Finanzplan des Bundes 1970 bis 1974 zugrunde lie- 
gen; beide werden jährlich angepaßt und fortge- 
schrieben. Damit erübrigt sich der zweite Teil der 
Frage C. 1. 

Bei der Schätzung der Entwicklung der volkswirt- 
schaftlichen Gesamtgrößen in der mittelfristigen 
Zielprojektion sind die diese wesentlich berühren- 
den Reformen berücksichtigt worden. Bei der jähr- 
lichen Aufstellung der gesamtwirtschaftlichen Pro- 
jektion nach dem Stabilitäts- und Wachstumsgesetz 
vom 8. Juni 1967 werden sie weiter berücksichtigt 
werden. 

Um ein Beispiel zu nennen: 

Bei der Schätzung der volkswirtschaftlichen Investi- 
tionen und ihrer Finanzierung ist u. a. berücksichtigt 
worden, daß durch die Reform des Vermögensbil- 
dungsgesetzes die volkswirtschaftliche Ersparnisbil- 
dung erhöht wird. Die damit verbundene Steigerung 
der Einkommen abhängig Beschäftigter erhöht zwar 
die Kosten für den Produktionsfaktor Arbeit. Die In- 
vestitionsmöglichkeit der Unternehmen kann gleich- 
wohl als unvermindert angenommen werden, da die 
Finanzierungsmittel für Investitionen nicht vermin- 
dert werden. 

Im übrigen beruht die Frage nach einer ins einzelne 
gehenden Berücksichtigung von Vorhaben bei der 
Ermittlung der Eckwerte auf einer Verkennung des 
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Charakters sowohl der Globalsteuerung als auch 
der Arbeitsplanung I bei beiden handelt es sich nicht 
um eine „planification en detail". 

Frage D. I. 

1. Basieren die bekanntgewordenen oder noch be- 
kanntzugebenden Vorstellungen der Bundesre- 
gierung insbesondere auf den Gebieten 

— Bildung, 

— Wissenschaft und Forschung, 

— Umweltschutz, 

— Wohnungswesen, Raumordnung, Städtebau, 

— Krankenhausfinanzierung, 

— Verkehrswesen, 

— regionale und sektorale Strukturpolitik 
auf einer detaillierten, zugleich alle Bereiche um- 
fassenden und auch zwischen den Ressorts abge- 
stimmten Finanzplanung oder Finanzperspektive 
für die Jahre 1971 bis 1980 bzw. 1985? 

2. Sind diese finanziellen Planungen mit den Län- 
dern und mit den Gemeinden ab gestimmt soweit 
ihnen die Wahrnehmung dieser Aufgaben zu- 
fällt? 

3. Bis wann wird die Bundesregierung diese finan- 
ziellen Planungen dem Deutschen Bundestag und 
dem Bundesrat vorlegen? 

Antwort 

Wie auch der Opposition bekannt sein sollte, gibt 
es eine gemeinsame mehrjährige Finanzplanung von 
Bund, Ländern und Gemeinden nicht. 

Auch eine Finanzperspektive bis 1980 oder 1985 
besteht bisher weder beim Bund noch bei den Län- 
dern noch bei den Gemeinden. Sie konnte innerhalb 
der ersten IV 2 Jahre der Tätigkeit dieser Bundes- 
regierung schon deshalb nicht aufgestellt werden, 
weil frühere Bundesregierungen auf diesem Gebiet 
keine Vorarbeiten geleistet haben. Dabei ist zu be- 
rücksichtigen, daß die Entwicklung eines länger- 
fristigen Aufgabenrahmens für Bund, Länder und 
Gemeinden mit der dazugehörigen Wirtschafts- und 
Finanzperspektive nur im Zusammenwirken mit den 
Ländern erfolgen kann. Die Bundesregierung hat 
jetzt Vorarbeiten zu einem gesamtwirtschaftlich und 
finanziell abgestimmten längerfristigen Gesamtkon- 
zept in enger Verbindung mit den Ländern aufge- 
nommen. Diese Arbeiten werden angesichts der bis- 
her fehlenden Grundlagen viel Zeit erfordern. 

Frage D. II. 

Inwieweit sind die Vorhaben der Bundesregierung 
gemäß Frage A., soweit sie zu Belastungen für die 
öffentliche Hand führen, in dem Finanzplan des Bun- 
des 1970 bis 1974 und bei den Empfehlungen des 
Finanzplanungsrates für die Finanzplanungen der 
Länder bis 1974 berücksichtigt worden? 

1. Wie werden sich insbesondere die Anteile der 
Bereiche 

— Bildungswesen, 

— Wissenschaft und Forschung, 

— Soziale Sicherung im weiteren Sinne (ein- 
schließlich soziale Kriegsfolgeaufgaben, Förde- 
rung der Vermögensbildung usw.), 


— Gesundheit, Sport und Erholung, 

— Wohnungswesen und Raumordnung, 

— Verkehrswesen (darunter Straßen) 

(vgl. Bundesausgaben nach Aufgabenbereichen; 
Funktionskennziffern 1 bis 4 und 7) 

an den Ausgaben des Bundes und der Länder in 
den einzelnen Jahren bis 1974 auch im Vergleich 
zu den zurückliegenden Jahren entwickeln? Wie 
hoch veranschlagt sie den darin enthaltenen An- 
teil der „inneren Reformen" gemäß der unter B. 1. 
angesprochenen Abgrenzung? 

2. Wie sollen die Vorhaben der Bundesregierung 
gemäß Frage A. finanziert werden 

a) durch einen unterproportionalen Anstieg der 
Ausgaben in anderen Bereichen; wenn ja — in 
welchen Bereichen im einzelnen, 

b) durch eine Erhöhung der Steuerlastcpiote; 
wenn ja — sollen auch Steuern erhöht wer- 
den, gegebenenfalls welche, und soll dabei 
das bisherige Verhältnis der Aufkommen von 
direkten und indirekten Steuern geändert 
werden, 

c) durch eine Erhöhung der öffentlichen Neuver- 
schuldung; wenn ja — in welcher Größenord- 
nung? 

Antwort 

Die ausgabe wirksamen Vorhaben des Arbeitspro- 
gramms sind — wie bereits dargelegt wurde — in 
den Bundeshaushaltsplänen für 1970 und 1971 sowie 
im Finanzplan des Bundes 1970 bis 1974 enthalten. 
Die Einnahmen sowie die Anteile der einzelnen Be- 
reiche an den Gesamtausgaben sind für den Bund im 
Finanzplan 1970 bis 1974 angegeben (Anlage 1 zum 
Finanzplan: Ausgabebedarf nach Aufgabenberei- 
chen). Für die Gesamtheit der Länder sind An- 
gaben in entsprechender Aufgliederung noch nicht 
möglich, da bisher nur drei Länder Finanzpläne 
mit der zwischen Bund und Ländern vereinbarten 
Aufteilung nach Aufgabenbereichen erstellt haben. 
Diese Gliederung schließt es im übrigen aus, die 
Ausgaben für Reformprogramme und -maßnahmen 
von den Ausgaben für in früheren Legislatur- 
perioden beschlossene und nach laufende Maßnah- 
men zu trennen, zumal — wie in der Antwort auf 
die Frage B. I. dargelegt wurde — auch deren sach- 
licher Zusammenhang nicht zerrissen werden darf. 
Eine Trennung nach laufenden und neuen Maßnah- 
men wäre zwar möglich, aber nicht aussagekräftig. 
Wegen des raschen technischen, wirtschaftlichen und 
sozialen Wandels verliert die isolierte Voraus- 
schätzung getrennt nach laufenden und neuen Maß- 
nahmen spätestens im folgenden Haushaltsjahr 
ihren Sinn. Denn mit jeder Änderung verändern 
sich zugleich auch die Bezugsgrößen für eine Zu- 
rechnung. 

Im übrigen erfolgt die notwendige Anpassung des 
mehrjährigen Finanzplans auf der Einnahme- und 
der Ausgabeseite im Zuge der gesetzlich vorge- 
schriebenen jährlichen Fortschreibung, Auch bei 
dieser Fortschreibung wird die Bundesregierung 
der Finanzierung der im Arbeitsprogramm enthalte- 
nen Maßnahmen im Rahmen der finanziellen Mög- 
lichkeiten besondere Priorität einräumen. Der Zeit- 


6 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode D rucksach e Y I/1953 


plan der Fortschreibung kann aber nicht vom Zeit- 
punkt parlamentarischer Anfragen abhängig gemacht 
werden. 

Frage D. III. 

Welche der unter A. fallenden Vorhaben sollen 

1. über eine Erhöhung der Soziallastquote, gegebe- 
nenfalls durch Erhöhung welcher Anteile, 

2. ganz oder überwiegend unmittelbar von der Wirt- 
schaft 

finanziert werden? 

Antwort 

Alle Programme und Maßnahmen, die aus Sozialbei- 
trägen finanziert werden, sind, so wie das Kabinett 
über sie entschieden hat, aus dem nunmehr jährlich 
vorgelegten Sozialbudget ersichtlich. Dieses ist — 
wie die mehrjährige Finanzplanung — mit der mit- 
telfristigen Zielprojektion verknüpft. Die Bundes- 
regierung ist sich bewußt, daß Reformen nur bei 
Stabilität und stetigen wirtschaftlichen Wachstum 
verwirklicht werden können. Reformen erhöhen 
aber nicht nur die gesamtwirtschaftlichen Kosten. 
Reformen zur Verbesserung der lange vernachlässig- 
ten Infrastruktur z. B. kosten nicht nur Geld, sondern 
sind eine wesentliche Voraussetzung für weiteres 
Wirtschaftswachstum. 

Aus dieser Erkenntnis hat die Bundesregierung die 
Konsequenz gezogen, das wirtschaftliche Wachstum 
— neben der Globalsteuerung auf kurze Sicht — auf 
lange Sicht durch eine vorausschauende und koordi- 
nierte Infrastrukturpolitik zu sichern. Die Bundes- 
regierung fördert durch ihre Reformpolitik die Lei- 
stungsfähigkeit der Wirtschaft und stärkt so die 
Chancen der leistungsfähigen Unternehmen. 

Auch unter Berücksichtigung der Wechselwirkung 
zwischen Reformpolitik und wirtschaftlichem Wachs- 
tum wird die Bundesregierung, wie bereits im Jah- 
res wirtschaftsbericht 1971 ausgeführt worden ist, 
darauf achten, die Leistungskraft unserer Wirtschaft 
nicht zu überfordern. Dies gilt auch für die Aufbrin- 


gung der von der Wirtschaft nach dem Verur- 
sachungsprinzip zu tragenden Kosten des Umwelt- 
schutzes. 

Frage E. 

Welche Konsequenzen werden sich nach Auffassung 
der Bundesregierung für die Steuerverteilung zwi- 
schen Bund, Ländern und Gemeinden sowie für den 
Finanzausgleich ergeben, wenn die einzelnen Gebiets- 
körperschaften, die ihnen nach den Planungen der 
Bundesregierung zufallenden Aufgaben verwirklichen 
sollen? Inwieweit besteht bereits Einvernehmen über 
diese Vorstellungen zwischen Bund, Ländern und 
Gemeinden? 

Antwort 

Der Finanzplan des Bundes für die Jahre 1970 bis 
1974, auf dessen engen Bezug zum Arbeitsprogramm 
der Bundesregierung bereits wiederholt hingewiesen 
wurde, geht von einer unveränderten Steuervertei- 
lung zwischen Bund, Ländern und Gemeinden aus. 
Im Zusammenhang mit der Abstimmung der fortzu- 
schreibenden Finanzplanungen von Bund, Ländern 
und Gemeinden wird auch über die zukünftige ge- 
setzliche Regelung der am 31. Dezember 1971 aus- 
laufenden Steuerverteilung zwischen Bund und Län- 
dern beraten. 

Abschließend betont die Bundesregierung: 

Die Bundesregierung ist überzeugt, daß sie für 
ihre Politik der inneren Reformen in unserem 
Volk zunehmendes Verständnis und wachsende 
Bereitschaft zur Mitwirkung findet. In einer mo- 
dernen Industriegesellschaft gibt es Sicherheit 
nicht im Beharren, sondern nur im Wandel durch 
Reformen. Die Bundesregierung wird ihre Politik 
der inneren Reformen in flexibler Anpassung an 
neue Entwicklungen einerseits, an die finanizellen 
Möglichkeiten und wirtschaftlichen Notwendig- 
keiten andererseits, weiterführen. 
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Anlage 

Übersicht über das Arbeitsprogramm der Bundesregierung 
zu den inneren Reformen in der 6. Legislaturperiode 


Gliederung 

Seite 

Einleitung 10 

Bereich: Bildungs- und Forschungspolitik 10 

Strukturreform des Bildungswesens ■ 10 

Reform der organisatorischen und finanziellen Grundlagen der Bildungs- 
politik 11 

Förderung des wissenschaftlichen und technischen Fortschritts 12 

Bereich: Soziale Sicherung, Gesundheitsvorsorge, Familienpolitik, Arbeits- 
und Sozialrecht 12 

Weiterentwicklung der Rentenversicherung 13 

Ausbau der Gesundheitssicherung 13 

Erhöhung des Unfallschutzes und der Arbeitssicherheit 14 

Weiterentwicklung der Sozialhilfe und der Rehabilitation/Verbesserung der 
Leistungen der Kriegsopferversorgung 15 

Schaffung eines Sozialgesetzbuches und eines Arbeitsgesetzbuches 16 

Reformen im Bereich von Ehe, Familie und Jugend 16 

Bereich: Ausbau der Mitbestimmungsrechte und Sicherung der Informations- 
freiheit 17 

Ausbau der Mitbestimmungsrechte in Wirtschaft und Verwaltung 17 

Verbesserung und Erweiterung der Informations- und Kommunikationsmög- 
lichkeiten 17 

Bereich: Stärkung und Verbesserung der Wirtschaftsordnung einschließlich 
der Verbesserung der Vermögensstruktur 18 

Stärkung der marktwirtschaftlichen Ordnung 18 

Förderung einer breiten Vermögensbildung 19 

Reform des Steuerrechts 19 

Reformen im Gesellschaftsrecht 20 

Bereich: Strukturpolitik und Raumordnung 20 

Erarbeitung eines Bundesraumordnungsprogramms 20 

Ausbau der Wirtschaftsstruktur 21 

Förderung des Städte- und Wohnungsbaus 22 

Entwicklung eines leistungsfähigen Verkehrssystems 23 

Umweltschutz- und Umweltgestaltung 23 
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Reformen im staatlichen Bereich 24 

Fortentwicklung der bundesstaatlichen Ordnung 24 

Modernisierung von Regierung und Verwaltung 25 

Moderne Unternehmensform für die Deutsche Bundespost 26 

Modernisierung der Bundeswehr 26 

Ausbau des Zivildienstes 27 

Reform der Rechtspflege 28 

Weiterführung der Reform des Strafrechts und Reform des Strafvollzugs ... 28 
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Auf der Grundlage der Regierungserklärung vom 
28. Oktober 1969, deren Zielsetzungen in den Be- 
richten und sonstigen Erklärungen der Bundesregie- 
rung ergänzt und konkretisiert worden sind, ist das 
Arbeitsprogramm der Bundesregierung bis 1973 ent- 
wickelt worden. Es soll als Planungsinstrument der 
politischen und praktischen Durdiführung der inne- 
ren Reformen in zeitlicher, sachlicher, finanzieller 
und gesamtwirtschaftlicher Hinsicht dienen. Dem- 
entsprechend umfaßt es die Zielsetzungen, deren 
Verwirklichung bis zum Ende dieser Legislatur- 
periode erreicht oder eingeleitet werden soll, sowie 
solche, für die bis zum Ende der Legislaturperiode 
zunächst Konzeptionen entwickelt werden müssen. 

Bei dem Arbeitsprogramm handelt es sich nicht um 
ein quantifiziertes Totalprogramm. Es ist jährlich zu 
überprüfen und ist so angelegt, daß es die Anpas- 
sung an neue politische Bedingungen, an unter- 
schiedliche Arbeitsabläufe in korrespondierenden 
Bereichen sowie an die jeweiligen finanz- und kon- 
junkturpolitischen Gegegebenheiten ermöglicht. 

Das Arbeitsprogramm gliedert sich in die folgenden 
Bereiche: 

— Bildungs- und Forschungspolitik 

— Soziale Sicherung, Gesundheitsvorsorge, Jugend- 
und Familienpolitik, Arbeits- und Sozialredit 

— Auäbau der Mitbestimmungsrechte und Siche- 
rung der Informationsfreiheit 

— Stärkung und Verbesserung der Wirtschaftsord- 
nung einschließlich der Verbesserung der Ver- 
mögensstruktur 

— Strukturpolitik und Raumordnung | 

— Reformen im staatlichen Bereich. 

Innerhalb dieser nach funktional zusammengehörigen 
Materien geordneten größeren Bereiche sind jeweils 
mehrere Teilbereiche unter dem Gesichtspunkt von 
Verknüpfungen und wechselseitigen Abhängigkei- 
ten ausgewiesen. 

In der hier gegebenen Übersicht des Arbeitspro- 
gramms gliedert sich die Darstellung der einzelnen 
Teilbereiche in 

— einen Hinweis auf die Ausgangslage, die bei Re- 
rungsantritt vorgefunden wurde und in vielen 
Fällen noch fortwirktj 

— • eine kurze Darstellung der Zielsetzungen der 
Bundesregierung, wie sie in der Regierungser- 
klärung vom 28. Oktober 1969 und den bereits 
angeführten Berichten der Bundesregierung fest- 
igelegt worden sind; 

— eine Zusammenstellung der im Zuge der schritt- 
weisen Verwirklichung dieser Zielsetzungen 
bisher erreichten Ergebnisse 

— unter Finanzierung einen Hinweis auf die vom 
Bund vorgesehenen Mittel im Finanzplan des 
Bundes 1970 bis 1974 oder auf sonstige Finanz- 
quellen. Der geltende Finanzplan des Bundes 
wird wie jedes Jahr im Herbst 1971 im Hinblick 
auf die gesamtwirtschaftliche Entwicklung und 
die gegebenen Deckungsmöglichkeiten überprüft 
und fortgeschrieben werden. 


Bereich 

Bildungs- und Forschungspolitik 

Die Bundesregierung widmet dem den Erfordernis- 
sen, Möglichkeiten und Chancen der modernen ge- 
sellschaftlichen Entwicklung gerecht werdenden 
Ausbau des Bildungswesens und der Forschungsför- 
derung ihre besondere Aufmerksamkeit, Insbeson- 
dere müssen die angestrebten Struktur reformen des 
Bildungswesens intensiviert und auf breiter Front 
vorangetrieben werden. Dies gilt auch für die For- 
schungsförderung. 

Demokratische Bildungspolitik hat größere Gleich- 
heit der Lebenschancen und größeren Freiheitsspiel- 
raum für den einzelnen zum Ziel. Fortschritt oder 
Stillstand in diesem Bereich werden in Zukunft aber 
auch noch mehr als bisher den Rang einer Industrie- 
nation bestimmen. 

Folgende Teilbereiche gehören hierzu: 

— Struktur reform des Bildungswesens 

— Reform der organisatorischen und finanziellen 
Grundlagen der Bildungspolitik 

— Förderung des wissenschaftlichen und techni- 
schen Fortschritts 

Strukturreform des Bildungswesens 
Ausgangsiage 

Das Bildungswesen, die Ausbildungseinrichtungen 
und die Ausbildungsförderung entsprachen weit- 
gehend nicht mehr den heutigen Anforderungen. 
Ungleiche Bildungschancen, überholte Bildungs- 
inhalte und Lehrverfahren sowie Mangel an Leh- 
rern, Ausbildungsstätten -und Sachaus st attung wa- 
ren in fast allen Bereichen feststellbar. 

Zielsetzungen 

Entwicklung eines leistungs- und anpassungsfähi- 
gen, horizontal gegliederten Bildungswesens vom 
Elementarbereich bis zur Weiterbildung in gemein- 
samer Planung mit den Ländern; dabei Anpassung 
des Bildungs Systems an die sozialen, individuellen, 
kulturellen und ökonomischen Bedürfnisse. 

Im Elementar-, Primär- und Sekundärbereich ein- 
schließlich beruflicher Bildimgsgänge sollen unter 
anderem Modellvorhaben zur Beschleunigung der 
Innovation im Bildungswesen, die Bildungs- und 
Curriculumforschung und ^entwicklung, Maßnah- 
men für behinderte Kinder, Maßnahmen zur Reform 
der Lehrerbildung und eine Modernisierung der be- 
ruflichen Bildung eingeleitet und gefördert werden. 
Im Hochschulbereich sollen die mit der Finanz- 
reform 1969 geschaffene Rahmenkompetenz des 
Bundes im Sinne einer umfassenden Hochschul- 
reform ausgefüllt, die Studienförderung intensiviert, 
die Graduiertenförderung eingeführt und die Zu- 
lassungsbeschränkung schrittweise abgebaut wer- 
den. 

Die Weiterbildung soll ausgebaut und gefördert 
werden, auch unter Ausnutzung neuer Unterrichts- 
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mittel. Für den Bildungsurlaub soll eine Konzeption 
erarbeitet werden, wobei die gesamtwirtschaftlichen 
Auswirkungen, Kosten Und Nutzen zu prüfen sind. 

Die Ausbildungsförderung soll vereinheitlicht, ver- 
bessert und ausgeweitet werden unter Einbeziehung 
der Förderung nach dem Honnefer und Rhöndorfer 
Modell. 

Bisherige Ergebnisse 

Der Bericht der Bundesregierung zur Bildungspolitik 
(Drucksache VI/925) wurde am 12. Juni 1970 ver- 
öffentlicht. Mit diesem Bericht wurde erstmals in 
der Bundesrepublik eine gesamtstaatliche Bildungs- 
konzeption mit den Zielsetzungen und Programmen 
der Bildungspolitik der Bundesregierung vorgelegt. 

Eine Rahmenvereinbarung zwischen Bund und Län- 
dern zur Förderung von Modellversuchen im Schul- 
und Hochschulbereich ist von der Bund-Länder-Kom- 
mission am 1. März 1971 verabschiedet worden und 
liegt den Regierungschefs zur Beschlußfassung vor. 

Der Regierungsentwurf eines Hochschulrahmenge- 
setzes vom 3. Dezember 1970 zielt auf eine organi- 
satorische Neuordnung des gesamten Hochschul- 
bereiches durch Schaffung integrierter Gesamthoch- 
schulen, einer zeitgerechten Struktur des Lehrkör- 
pers und einer durchgreifenden Studienreform. Die 
erste Beratung im Bundestag fand am 10. März 1971 
statt. 

Die Mittel für den Hochschulbau 1970 wurden durch 
das in der Regierungserklärung angekündigte 
Schnellbauprogramm erhöht. Die Mittel zur Förde- 
rung des Studentenwohnraumbaus wurden 1971 we- 
sentlich verstärkt. 

Der Regierungsentwurf eines Bundesausbildungs- 
förderungsgesetzes wurde dem Bundesrat am 29. Ja- 
nuar 1971 zugeleitet. Wesentlicher Inhalt des Ge- 
setzes ist die Einbeziehung der Hochschulen in den 
Geltungsbereich der Bundesausbildungsförderung 
mit strukturellen und materiellen Verbesserungen 
für die in der Ausbildung Stehenden. 

Die Leistungen der Studienförderung nach dem Hon- 
nefer Modell wurden bereits am 1, Januar 1970 und 
am 1. Januar 1971 erhöht. 

Eine neue Approbationsordnung für Arzte wurde 
am 3. November 1970 verkündet. Sie dient der Straf- 
fung und Intensivierung der ärztlichen Ausbildung 
und soll zu einem ausgewogenen Verhältnis zwi- 
schen theoretischer und praktischer Ausbildung 
führen. 

Am 5. November 1970 beschloß das Kabinett das 
Aktionsprogramm zur Weiterentwicklung der beruf- 
lichen Bildung, das vor allem 

— die Entwicklung einer zeitgerechten Berufsbera- 
tung, 

— stärkere Verzahnung zwischen betrieblicher und 
schulischer Ausbildung, 

— Ausbau und Verbesserung der beruflichen Fort- 
bildung und Umschulung 

vorsieht. 


Drucksach e Y I 71953 

Finanzierung 

Die vom Bund vorgesehenen Mittel sind im Finanz- 
plan des Bundes 1970 bis 1974 ausgewiesen: 

Drucksache WllOl, Teil II, S. 6 f. und Anlage 1, 
Tz. 4.01.0, 4.02.0, 4.03.0, 4.07.0, 4.08.0. 

Bei der Ausbildungsförderung geht der Regierungs- 
entwurf davon aus, daß die Länder 35 *'/o der Ge- 
samtkosten tragen. 

Der geltende Finanzplan des Bundes wird wie jedes 
Jahr im Herbst 1971 im Hinblick auf die gesamtwirt- 
schaftliche Entwicklung und die gegebenen Dek- 
kungsmöglichkeiten überprüft und fortgeschrieben 
werden. 


Reform der organisatorischen und finanziellen 
Grundlagen der Bildungspolitik 

Ausgangslage 

Bildungs- und Ausbildungseinrichtungen sowie die 
Ausbildungsförderung waren zu wenig aufeinander 
abgestimmt und teilweise veraltet. Die Koordinie- 
rung zwischen den Ländern und zwischen Bund und 
Ländern war unzulänglich, bestehende Zuständig- 
keiten des Bundes wurden nur partiell ausgeschöpft. 
Eine gesamtstaatliche, alle Stufen des Bildungswe- 
sens umfassende Konzeption gab es weder für die 
Bildungsplanung noch für die Finanzierung. Auch die 
Bildungsforschung war unzureichend entwickelt. Mo- 
dellversuche fehlten weithin. 

Zielsetzungen 

Einleitung einer langfristig angelegten umfassenden 
Bildungsreform einschließlich der organisatorischen 
Ausrichtung des Ausbildungssystems auf die gesell- 
schaftliche Entwicklung (Gesamtschulen, Gesamt- 
hochschulen) durch: 

Erarbeitung von Zielvorstellungen und Programmen 
zu einem Bildungsgesamtplan für den Zeitraum bis 
etwa 1985 gemeinsam mit den Ländern und Koordi- 
nierung der Durchführung der Bildungsreform zwi- 
schen Bund und Ländern in mittelfristigen Vollzugs- 
plänen. 

Bisherige Ergebnisse 

Mit dem Bund-Länder-Abkommen über eine gemein- 
same Bildungsplanungskommission vom 25. Juni 
1970 wurden die Voraussetzungen zur Entwicklung 
eines Bildungsgesamtplans und eines Bildungsbud- 
gets geschaffen. 

Die Bildungskommission hat die Arbeit am 29. Juli 
1970 aufgenommen. Diese vollzieht sich hauptsäch- 
lich in den vier großen Ausschüssen der Kommis- 
sion: dem Ausschuß Bildungsgesamtplan, dem Aus- 
schuß Bildungsbudget, dem Ausschuß Innovation im 
Bildungswesen und dem Ausschuß Forschungsförde- 
rung. 

Der Planungsausschuß für die Gemeinschaftsaufgabe 
nach dem Hochschulbauförderungsgesetz vom 1. Sep- 
tember 1969 nahm seine Arbeit im Januar 1970 auf. 
Im Einvernehmen mit den Ländern dient der Pla- 
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nungsausschuß über den Vollzug der gesetzlich vor- 
gesehenen Aufgaben hinaus der gemeinsamen poli- 
tischen Beratung von wesentlichen Problemen des 
Hochschulwesens. 

Im April 1970 wurde im ganzen Bundesgebiet eine 
Abiturientenbefragung durchgeführt, die Auskunft 
geben soll über Studienwünsche, bevorzugte Fach- 
richtungen und Hochschulen. 

Der Regierungsentwurf eines Hochschulstatistikge- 
setzes wurde am 15. Februar 1971 vom Kabinett be- 
schlossen. Es soll die Bereitstellung eines umfassen- 
den und differenzierten Datenmaterials für die lang- 
fristige Planung im Hochschulbereich sichern. 

Finanzierung 

Die vom Bund vorgesehenen Mittel sind im Finanz- 
plan des Bundes 1970 bis 1974 ausgewiesen. Druck- 
sache VI/ 11 01, Teil II, S. 6 f. und Anlage 1, Tz. 4.01.0, 
4.08.0, 4.07.0. 

Der geltende Finanzplan des Bundes wird wie jedes 
Jahr im Herbst 1971 im Hinblick auf die gesamtwirt- 
schaftliche Entwicklung und die gegebenen Deckungs- 
möglichkeiten überprüft und fortgeschrieben werden. 


Förderung des wissenschaftlichen und 
technischen Fortschritts 

Ausgangslage 

Forschung und technische Entwicklung bestimmen 
weitgehend das Wirtschaftswachstum und damit 
den Lebensstandard von morgen. Sektorenübergrei- 
fende Grundlagenforschung bedarf der verstärkten 
öffentlichen Förderung, wenn sichergestellt werden 
soll, daß nicht — des hohen Risikos wegen — die 
Zukunft beeinträchtigende Lücken auftreten. In den 
Forschungseinrichtungen herrschte Unsicherheit über 
die künftige innere Ordnung und ihre langfristige 
Orientierung. Eine zureichende Bund-Länder-Koor- 
dinierung fehlte. 

Zielsetzungen 

Entwicklung eines Gesamtsystems der Forschungs- 
planung und Forschungsförderung sowie Verbesse- 
rung des Instrumentariums für die Prioritätenset- 
zung und den Mitteleinsatz. 

Programm- und projektorientierte Abstimmung in 
der Forschungsförderung innerhalb des Bundes so- 
wie zwischen Bund und Ländern und den For- 
schungsförderungsorganisationen. 

Ausarbeitung eines Bundesförderungsprogramms 
„Information und Dokumentation". 

Neue Fachprogramme für die Bewältigung struk- 
tureller Probleme, insbesondere in den Bereichen 
Umwelt, Verkehr, Gesundheit. 

Ausbau der internationalen wissenschaftlichen und 
technologischen Zusammenarbeit, insbesondere im 
Rahmen der Europäischen Gemeinschaft. 

Ausbau der Mitverantwortung der Mitarbeiter in 
Forschungseinrichtungen. 


Bisherige Ergebnisse 

Mit dem Bund-Länder- Abkommen zur Bildungspla- 
nung vom 25. Juni 1970 hat die Bundesregierung 
die Grundlage für neue Formen der Zusammen- 
arbeit auch in der Forschungsförderung zwischen 
Bund und Ländern geschaffen, 

Der Regierungsentwurf eines Hochschulrahmenge- 
setzes, in dem u. a. die Organisation der Forschung 
an den Hochschulen geregelt werden soll, ist am 
10. März 1971 im Bundestag in erster Beratung be- 
handelt worden. 

Initiativen der Bundesregierung zu einer verstärk- 
ten Forschungs- und Technologiepolitik der Euro- 
päischen Gemeinschaft fanden im Schlußkommu- 
nique von Den Haag sowie den Entschließungen des 
Rates der Europäischen Gemeinschaften vom 6. De- 
zember 1969 und 16./17. Dezember 1970 ihren Nie- 
derschlag. Darüber hinaus hat die Bundesregierung 
am 18. November 1970 ihren Partnern in der Euro- 
päischen Gemeinschaft ständige Konsultationen über 
wichtige neue Vorhaben im Bereich von Forschung 
und Technik vorgeschlagen. 

Finanzierung 

Die vom Bund vorgesehenen Mittel sind im Finanz- 
plan des Bundes 1970 bis 1974 ausgewiesen. 

Drucksache VI/1101, Teil II, S. 5 und 7 ff., Anlage 1, 
Tz. 4.01.0, 4.04.0, 4.05.0, 4.06.0, 4.07.0, 4.08.0 sowie 
Anlage 2 Epl. 31. 

Der geltende Finanzplan des Bundes wird wie jedes 
Jahr im Herbst 1971 im Hinblick auf die gesamt- 
wirtschaftliche Entwicklung und die gegebenen 
Deckungsmöglichkeiten überprüft und fortgeschrie- 
ben werden. 


Bereich 

Soziale Sicherung, Gesundheitsvorsorge, 

Jugend- und Familienpoiitik, 

Arbeite- und Sozialrecht 

Ein weiterer Bereich des Reformprogramms der 
Bundesregierung betrifft den Ausbau der sozialen 
Sicherung sowie anderer Regelungen, die der 
Lebensvorsorge dienen. Entsprechend den grund- 
sätzlichen Zielsetzungen — größere soziale Gerech- 
tigkeit, größere Gleichheit der Lebenschancen und 
zunehmende Humanisierung der Gesellschaft — 
sind hier der Ausbau und die Intensivierung der 
Einrichtungen der Sozialversicherung, der Gesund- 
heitsvorsorge, die Förderung der sozial Schwachen 
sowie die Weiterentwicklung der Familienpolitik 
und die Schaffung arbeits- und sozialrechtlicher 
Kodifikationen sowie Reformen im Ehe-, Familien- 
und Jugendrecht zusammengefaßt. 

Folgende Teilbereiche gehören hierzu: 

— Weiterentwicklung der Rentenversicherung 

— Ausbau der Gesundheitssidrerung 

— Erhöhung des Unfallschutzes und der Arbeits- 
sicherheit 
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— Weiterentwicklung der Sozialhilfe und der Reha- 
bilitation / Verbesserung der Leistungen der 
Kriegsopferversorgung 

— Schaffung eines Sozialgesetzbuches und eines 
Arbeitsgesetzbuches 

— Reformen im Bereich von Ehe, Familie und 
Jugend. 


Weiterentwicklung der Rentenversicherung 
Ausgangslage 

Der von der Rentenversicherung erfaßte Personen- 
kreis war durch die historische Entwicklung be- 
schränkt. Diese Abgrenzungen entsprachen nicht 
mehr der veränderten Gesellschaftsstruktur, Das 
Verfahren der Rentenberechnung war kompliziert, 
der Informationsstand der Versicherten war gering 
und dementsprechend die Unsicherheit über die tat- 
sächliche Altersversorgung groß. 

Als Folge der Haushaltssicherungsgesetze von 1967 
waren die Rentner in der Sozialversicherung mit 
einem systemfremden Krankenversicherungsbeitrag 
in Höhe von 2 ®/o ihrer Rente belastet. 

Die starre Altersgrenze in den verschiedenen Ver- 
sicherung szweigen entsprach nicht mehr der neuen 
Altersstruktur. 

Zielsetzungen 

Erarbeitung einer Konzeption für die Öffnung der 
Rentenversicherung auf freiwilliger Grundlage für 
weitere Bevölkerungsgruppen — insbesondere Selb- 
ständige und nichtberufstätige Frauen — , die Mehr- 
belastungen für den Bundeshaushalt und die Pflicht- 
versicherten ausschließt. 

Ausbau der integrierten Datenverarbeitung bei den 
Rentenversicherungsträgern. Hierdurch sollen u. a. 
die Versicherten in regelmäßigen Abständen über 
den Stand ihres Versicherungsanspruchs unterrichtet 
werden können, 

Erarbeitung einer Konzeption für die Regelung einer 
flexiblen Altersgrenze, wobei die gesamtwirtschaft- 
lichen Auswirkungen, Kosten und Nutzen geprüft 
werden müssen. 

Wiederherstellung der mit den Rentenneuregelungs- 
gesetzen von 1957 geschaffenen Grundlagen durch 
Beseitigung des Rentner-Krankenversicherungsbei- 
trages. 

Fortführung der Altershilfe für Landwirte. 

Bisherige Ergebnisse 

Der Sozialbericht 1970 wurde dem Bundestag im 
April 1970 vorgelegt. Er enthält eine Bestandsauf- 
nahme der sozialen Sicherung und eine Skizzierung 
der Perspektiven für die Weiterentwicklung der 
Rentenversicherung; u, a. wird auch der Ausbau 
einer integrierten Datenverarbeitung bei den Ren- 
tenversicherungsträgern dargelegt. 

Das Gesetz zur Verbesserung und Ergänzung so- 
zialer Maßnahmen in der Landwirtschaft ist am 


1. Januar 1971 in Kraft getreten. Es sichert die Finan- 
zierung der landwirtschaftlichen Altershilfe, bringt 
eine strukturelle Verbesserung und Erhöhung der 
Landabgaberente und Zuschüsse zu der mit diesem 
Gesetz eingeführten Möglichkeit der Nachentrich- 
tung von Beiträgen zur gesetzlichen Rentenversiche- 
rung. 

Der 1968 eingeführte 2Voige Beitrag der Rentner zur 
Krankenversicherung wurde mit Wirkung vom 1. Ja- 
nuar 1970 beseitigt. 

Finanzierung 

Die vom Bund vorgesehenen Mittel sind im Finanz- 
plan des Bundes 1970 bis 1974 ausgewiesen. 

Drucksache WllOl, Teil II Tz. 11 und Anlage 1, 
Tz. 1.01.0, 1.02.0, 1.04.0. Im übrigen wird der Finanz- 
bedarf durch Beiträge gedeckt. 

Der geltende Finanzplan des Bundes wird wie jedes 
Jahr im Herbst 1971 im Hinblick auf die gesamtwirt- 
schaftliche Entwicklung und die gegebenen Deckungs- 
möglichkeiten überprüft und fortgeschrieben werden. 


Ausbau der Gesundheitssicherung 
Ausgangslage 

Technischer Fortschritt, höhere Lebenserwartung 
und zunehmende Umweltbelastungen stellten neue 
Anforderungen an die Gesundheitsvorsorge. Es 
fehlte an entsprechenden Einrichtungen zur vorbeu- 
genden Gesundheitssicherung, insbesondere zur 
Früherkennung von Krankheiten; ferner war die 
Versorgung der Bevölkerung mit modern ausgestat- 
teten Krankenhäusern unzureichend. Bestehende 
Einkommensgrenzen in der gesetzlichen Kranken- 
versicberung schlossen Angestellte mit mittleren 
und hohen Einkommen sowie Landwirte, Altenteiler 
und übriige Selbständige vom Schutz der sozialen 
Krankenversicherung aus. Der Schutz der Bevölke- 
rung vor Arzneimittelschädigungen und vor Drogen- 
und Rauschmittelmißbrauch war unzureichend. Der 
Verkehr mit Arzneimitteln bedurfte einer grund- 
legenden Neuordnung. 

Zielsetzungen 

Optimale Versorgung der Bevölkerung mit lei- 
stungsfähigen, wirtschaftlich gesicherten und nach 
den Erkenntnissen der modernen Medizin ausge- 
statteten Krankenhäusern durch den Ausbau eines 
bedarfsgerecht gegliederten Krankenhaus Systems 
und Regelungen zur wirtschaftlichen Sicherung der 
Krankenhäuser unter Beteiligung des Bundes. 

Ausbau der sozialen Krankenversicherung und Ein- 
beziehung weiterer Bevölkerungsgruppen in den 
Versiehe rungss chu tz. 

Ausbau und Verbesserung der Methoden zur Ge- 
sundheitsvorsorge und Früherkennung von Krank- 
heiten (z. B. von Krebserkrankungen). 

Vorbeugende Gesundheits Sicherung und Verbesse- 
rung des Schutzes der Bevölkerung vor Schädigun- 
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gen durch Arzneien und Lebensmittel, dabei auch 
Verbesserung des Verbraucherschutzes, 

Verstärkte Bekämpfung des Dragen- und Rausch- 
mittelmißibrauchs. 

Reform und Modernisierung der Ausbildung des 
Personals im Gesundheitswesen. 

Bisherige Ergebnisse 

Der am 12. März 1971 vom Bundestag in erster Be- 
ratung behandelte Regierungsentwurf eines Geset- 
zes zur wirtschaftlichen Sicherung der Kranken- 
häuser und zur Regelung der Krankenhauspflege- 
sätze sieht vor: 

— Übernahme der Investitionskosten durch Bund 
und Länder zur Vermeidung künftiger Defizite 
der Krankenhäuser; 

— Abgeltung der Benutzerkosten durch Neurege- 
lung der Pflege Sätze. 

Zur weiteren Entwicklung der sozialen Krankenver- 
sicherimg wurde am 29. April 1970 eine Sachver- 
ständigenkommission eingesetzt. 

Das am 1. Januar 1971 in Kraft getretene zweite 
Krankenversicheningsänderungsgesetz brachte die 
Öffnung der sozialen Krankenversicherung für alle 
Angestellten, die Dynamisierung der Beitragsbemes- 
sungs- und der Versicherungspflichtgrenze für An- 
gestellte, die generelle Einführung eines Arbeitge- 
beranteils zum Krankenversicherungsbeitrag für An- 
gestellte sowie ab 1. Juli 1971 die Aufnahme von 
Früherkennungsuntersuchungen (u. a. von Krebs- 
erkrankungen) in den Leistungskatalog der sozialen 
Krankenversicherung. 

Die von der Biundesregierung im Oktober 1970 be- 
schlossenen Grundsätze für eine gesetzliche Rege- 
lung des Versicherungsschutzes für Landwirte, mit- 
helfende Familienangehörige und Altenteiler ent- 
halten Leitlinien für die Ausdehnung des Kranken- 
versicherungsschutzes auf diesen bisher unzuläng- 
lich versorgten Bevölkerungskreis. Ein entsprechen- 
der Gesetzentwurf wird vorbereitet. 

Der am 19. Februar 1971 dem Bundesrat zugeleitete 
Regierungsentwurf zur Neuordnung und Bereini- 
gung des Rechts im Verkehr mit Lebensmitteln, Ta- 
bakerzeugnissen, kosmetischen Erzeugnissen und 
Bedarfsgegenständen (Gesamtreform des Lebens- 
mittelrechts) sieht folgende Maßnahmen vor: 

— Verbesserung des Verbraucherschutzes vor Ge- 
sundheitsgefahren und Täuschungen; ' 

— Bereinigung des zersplitterten Lebensmittel- 
rechts ; 

— Neuordnung des Lebensmittelstrafrechts. 

Mit der am 3, November 1970 verkündeten Appro- 
bationsordnung für Ärzte und dem am 16. Februar 
1970 dem Bundestag zugeleiteten Entwurf eines Ge- 
setzes über die technischen Assistenten in der Me- 
dizin hat die Bundesregieming die notwendige Ver- 
besserung der Ausbildung im Gesundheitssektor 
eingeleitet. 

Das im August 1970 in Berlin eröffnete „Institut für 
Sozialmedizin und Epidemiologie" soll die wissen- 


schaftlichen Grundlagen der Sozialmedizin verbes- 
sern. 

Das am 12. November 1970 von der Bundesregie- 
rung beschlossene Aktionsprogramm zur Bekämp- 
fung des Drogen- und Rauschmittelmißbrauchs um- ^ 
faßt unter anderem: 

— Einbringung des Regierungsentwurfs eines Ge- 
setzes zur Änderung des Gesetzes über den Ver- 
kehr mit Betäubungsmitteln (Opiumgesetz), der 
eine Ausweitung des Anwendungsbereiches des 
Gesetzes und die Verschärfung von Strafvor- 
schriften vorsieht; 

■ — die Änderung der Verordnung über die Ver- 
schreibung von Betäubungsmitteln, durch die der 
Zugang zu Rauschmitteln erschwert werden soll; 

— verstärkte Aufklärung der Bevölkerung über 
Rauschmittel gefahren ; 

— Verbesserung der Rehabilitationsmaßnahmen; 

— Schaffung der organisatorischen Voraussetzun- 
gen zur Intensivierung des Kampfes gegen den 
DrogenhandeL 

Finanzierung 

Die vom Bund vorgesehenen Mittel sind im Finanz- 
plan des Bundes 1970 bis 1974 ausgewiesen. 

Drucksache VI/llOl, Teil II, Tz. 6, Anlage 1, Tz. 
5.04.1 und Anlage 2, Epl. 11 und 15. 

Beim Krankenhausfinanzierungsgesetz ist die an- 
teilige Finanzierung zwischen Bund und Ländern 
noch strittig. Der Finanzbedarf für den Ausbau der 
sozialen Krankenversicherung wird durch Beiträge 
gedeckt. Mittel für die vom Bund zu tragenden 
Kosten einer gesetzlichen Krankenversicherung für 
Landwirte (Altenteiler) sind im geltenden Finanz- 
plan überwiegend noch nicht berücksichtigt. 

Der geltende Finanzplan des Bundes wird wie jedes 
Jahr im Herbst 1971 im Hinblick auf die gesamtwirt- 
schaftliche Entwicklung und die gegebenen Dek- 
kungsmöglichkeiten überprüft und fortgeschrieben 
werden. 

Erhöhung des Unfallschutzes 
und der Arbeitssicherheit 

Ausgangslage 

Für die ständige Anpassung der Arbeitssicherheits- 
vorschriften und einen genügenden Unfallschutz am 
Arbeitsplatz aufgrund der technischen und gesell- 
schaftlichen Entwicklung war die bisher getroffene 
Vorsorge noch nicht ausreichend. Ferner wurden 
Kinder und Jugendliche, die allgemeinbildende Ein- 
richtungen besuchen, vom Schutz der gesetzlichen 
Unfallversicherung nicht erfaßt. 

Zielsetzungen 

Verstärkter Ausbau der vorbeugenden Unfallver- 
hütung durch Intensivierung der Arbeitssicherheit 
und des Unfallschutzes. 

Erarbeitung einer Konzeption zum Ausbau des medi- 
zinischen und technischen Arbeitsschutzes in den 
Betrieben. 
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Weitgehende Einbeziehung junger Menschen in die i 
gesetzliche Unfallversicherung. 

Bisherige Ergebnisse 

Erlaß von verschiedenen Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften zur Arbeitssicherheit und zum Unfall- 
schutz. 

Auf Vorschlag der Bundesregierung beschloß der 
Bundestag am 27. Juni 1970 die Gründung einer Bun- | 
desanstalt für Unfallforschung und Arbeitsschutz in 
Dortmund, um hiermit die notwendige schnelle An- 
passung der Schutzmaßnahmen an die sich ver- 
ändernden Bedingungen auf wissenschaftlicher 
Grundlage sicherzustellen. 

Das am 20. Januar 1971 vom Bundestag verabschie- 
dete Gesetz zur Unfallversicherung von Schülern, i 
Studenten sowie Kindern in Kindergärten sieht die | 
Einbeziehung dieses Personenkreises in die gesetz- > 
liehe Unfallversicherung vor. 

Finanzierung 

Der erforderliche Finanzbedarf wird weitgehend 
durch Beitragszahlungen an die gesetzliche Unfall- 
versicherung, Leistungen der Wirtschaft und Mittel 
der Länder gedeckt. Die vom Bund vorgesehenen 
Mittel sind im Finanzplan des Bundes 1970 bis 1974 
ausgewiesen. 

Drucksache WllOl, Anlage 1, Tz. 1.13.0. 

Der geltende Finanzplan des Bundes wird wie jedes 
Jahr im Herbst 1971 im Hinblick auf die gesamt- 
wirtschaftliche Entwicklung und die gegebenen 
Deckungsmöglichkeiten überprüft und fortgeschrie- 
ben werden. 


Weiterentwicklung der Sozialhilfe 

und der Rehabilitation / Verbesserung der 

Leistungen der Kriegsopferversorgung 

Ausgangstage 

Die Leistungen an Versorgungs- und Sozialhilfe- 
empfänger wurden bisher in unregelmäßigen Ab- 
ständen jeweils durch gesetzgeberische Maßnahmen 
an die Wirtschaft- und Sozialentwicklung angepaßt. 
Dieses System war zeitraubend und für die Emp- 
fänger mit relativ großer Unsicherheit belastet. Es 
bedeutete ferner wegen der in den anderen Berei- 
chen der sozialen Sicherung bestehenden Dynami- 
sierung eine Schlechterstelluiig vor allem der Emp- 
fänger von Leistungen aus der Kriegsopferversor- 
gung. Es fehlte an einer zufriedenstellenden Kon- 
zeption für die Rehabilitation Behinderter und ihre 
entsprechende soziale Eingliederung. 

Zielsetzungen 

Strukturelle Verbesserungen zugunsten der Schwer- 
und Schwerstbeschädigten und der Witwen in der 
Kriegsopferversorgung sowie Dynamisierung der 
Versorgungsbezüge. 

Änderung und Ergänzung der Sozialhilfe mit dem 
Ziel der Verbesserung der Rechtsstellung der Hilfe- 
bedürftigen und der zu leistenden Hilfen. 


Die Leistungen und die Möglichkeiten zur Rehabili- 
tation Behinderter sind so zu intensivieren, daß den 
Behinderten vermehrte Chancen in Beruf und Ge- 
sellschaft eröffnet werden. 

Abschluß des Lastenausgleichs für Flüchtlinge. 

Bisherige Ergebnisse 

Mit dem am 26. Januar 1970 verkündeten Ersten 
Anpassungsgesetz zum Bundesversorgungsgesetz 
wurden in der Kriegsopferversorgung strukturelle 
Verbesserungen zugunsten der Schwer- und 
Schwerstbeschädigten sowie der Witwen eingeführt, 
gleichzeitig die laufenden Leistungen wie in der 
Rentenversicherung dynamisiert. 

Der Regierungsentwurf eines Fünften Gesetzes zur 
Änderung und Ergänzung des Häftlingshilfegeset- 
zes verbessert für einen wesentlichen Teil der Be- 
rechtigten die Leistungen und Hilfen für ihre Ein- 
gliederung erheblich. Der Gesetzentwurf wurde vom 
Bundesrat am 12. März 1971 im ersten Durchgang 
beraten. 

Mit der 23. Novelle zum LAG ist die Abgeltung 
von Zonenschänden gegenüber der in der 5. Legis- 
laturperiode getroffenen Soziallösung in eine echte 
Entschädigungsregelung umgewandelt worden. Das 
Gesetz ist am 1. Januar 1971 in Kraft getreten. Da- 
mit hat die Bundesregierung den von ihr angekün- 
digten gerechten Abschluß des Lastenausgleichs 
auch für Flüchtlinge durchgeführt. 

Das dem Bundestag im April 1970 vorgelegte 
Aktionsprogramm zur Förderung der Rehabilitation 
Behinderter (Drucksache VI/896) sieht Maßnahmen 
vor, die schnell und unbürokratisch der sozialen Ein- 
gliederung Behinderter dienen sollen. 

Mit dem Gesetzentwurf der Bundesregierung über 
die Errichtung einer öffentlich-rechtlichen Stiftung 
für das behinderte Kind, der am 16. Juni 1970 in 
erster Beratung im Bundestag behandelt wurde, ist 
ein neuer Weg für die finanzielle Förderung der 
sozialen Eingliederung behinderter Kinder beschrit- 
ten worden. 

Finanzierung 

Die vom Bund vorgesehenen Mittel sind im Finanz- 
plan des Bundes 1970 bis 1974 ausgewiesen. 

Drucksache VI/1101, Anlage 1, Tz. 1.08.0, 1.09.0, 1.11.0, 
1.12.0, 1.15.0, 5.04.1. 

Im geltenden Finanzplan des Bundes sind für das in 
Vorbereitung befindliche Änderungsgesetz zum Bun- 
dessozialhilfegesetz keine Mittel, für die Ergänzung 
des Häftlingshilfegesetzes keine Mittel ab 1972 und 
für die Stiftung für das behinderte Kind bisher 
50 Millionen DM eingesetzt. 

Der geltende Finanzplan des Bundes wird wie jedes 
Jahr im Herbst 1971 im Hinblick auf die gesamt- 
wirtschaftliche Entwicklung und die gegebenen 
Deckungsmöglichkeiten überprüft und fortgeschrie- 
ben werden. 
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Schaffung eines Sozialgesetzbuches und eines 
Arbeitsgesetzbuches 

Ausgangslage 

Die Vielzahl der sozialversicherungs- und arbeits- 
rechtlichen Bestimmungen führte zu zunehmender 
Unübersichtlichkeit und damit auch zu Rechtsun- 
sicherheit. 

Zielsetzungen 

Erarbeitung einer überschaubaren und das Ver- 
ständnis des Staatsbürgers erleichternden Neufas- 
sung der bisherigen Gesetzgebung auf den Gebieten 
des Sozialrechts und des Arbeitsrechts in einem So- 
zialgesetzbuch sowie einem Arbeitsgesetzbuch; in 
dieser Legislaturperiode Verabschiedung des allge- 
meinen Teils des Sozialgesetzbuches. 

Vorwegnahme von vordringlichen Teilreformen 
durch Gesetze zur Bereinigung arbeitsrechtlicher 
Vorschriften. 

Bisherige Ergebnisse 

Die von der Bundesregierung berufenen unabhängi- 
gen Sachverständigenkommissionen für ein Sozial- 
gesetzbuch bzw. für ein Arbeitsgesetzbuch haben 
am 5. Mai 1970 bzw. am 3. November 1970 ihre 
Arbeit aufgenommen. 

Finanzierung 

Die Durchführung dieses Programms verursacht 
lediglich Verwaltungskosten, die im Einzelplan des 
federführenden Ressorts berücksichtigt sind. 


Reformen Im Bereich von Ehe, Familie und Jugend 

Ausgangslage 

Familienförderung und Familienlastenausgleich wa- 
ren uneinheitlich geregelt und entsprachen nicht den 
Prinzipien der sozialen Gerechtigkeit. Das Recht der 
Ehescheidung, vor allem das Verschuldensprinzip 
und die Regelung der Versorgung geschiedener Ehe- 
frauen widersprachen der gleichberechtigten und 
partnerschaftlichen Stellung der Ehegatten, wie sie 
das Grundgesetz fordert. Die Verknüpfung von 
Schuldspruch und Scheidungsfolgen (Unterhalts- und 
Witwenrentenanspruch, Sorgerecht für die Kinder) 
führte zu ungerechten und für den sozial schwäche- 
ren Ehegatten zu unsozialen Ergebnissen, 

Unsere Rechts- und Gesellschaftsordnung räumte den 
Frauen und der Jugend nicht die ihnen zukommende 
Stellung ein. 

Zielsetzungen 

Erarbeitung einer Konzeption zur Reform des Fami- 
lienlastenausgleichs im Zusammenhang mit der 
Steuerreform. 

Verbesserung der gesellschaftlichen Stellung der 
Frau. 


Neuregelung des Rechts der Eheführung sowie der 
Ehescheidung einschließlich der Scheidungsfolgen. 

Festigung und Stärkung der gleichberchtigten so- 
zialen Stellung der Frau während der Ehe und nach 
einer Ehescheidung. 

Schaffung eines leistungsfähigen Verfahrensrechts in 
Ehesachen, das eine koordinierte, einheitliche Ent- 
scheidung über die Scheidung selbst und die Folgen 
der Scheidung ermöglicht. 

Herabsetzung des Wahlalters und Überprüfung der 
Volljährigkeitsgrenze. 

Reform des ßundesjugendplans. 

Schaffung eines europäischen Jugendwerks. 

Erarbeitung eines Entwurfs zur Neuordnung des 
Jugendhilferechts. 

Bisherige Ergebnisse 

Das am 22. Dezember 1970 verkündete Gesetz zur 
Änderung und Ergänzung des Bundeskindergeldge- 
setzes bringt eine Verbesserung der Familienförde- 
rung durch Erhöhung des Kindergeldes für das dritte 
Kind und Erweiterung des Empfängerkreises für 
Zweitkindergeld durch Anhebung der Einkommens- 
grenze. 

Durch Bundesgesetz vom 25. Januar 1971 wurden in 
den Sozial- und Besoldungsgesetzen die sog. Ver- 
heiratetenklauseln gestrichen, um die Kindergeld- 
leistungen für in Ausbildung befindliche junge Men- 
schen auch dann weiterzugewähren, wenn diese eine 
Ehe eingegangen sind. 

Ein Diskussionsentwurf zur Reform des Rechts der 
Ehescheidung und der Scheidungsfolgen, der auf eine 
Stärkung der sozialen Stellung der Frau abzielt, ist 
am 21. Juli 1970 vom Bundesminister der Justiz der 
Öffentlichkeit übergeben worden. 

Das am 6. August 1970 in Kraft getretene 27. Gesetz 
zur Änderung des Grundgesetzes bringt eine Herab- 
setzung des aktiven Wahlalters von 21 auf 18 Jahre 
und des passiven Wahlalters von 25 auf 21 Jahre. 

Am 1. Januar 1971 traten die neuen Richtlinien für 
den Bundesjugendplan in Kraft, durch die ein stär- 
kerer Akzent auf die Förderung der politischen Bil- 
dung gelegt, ein spezielles Förderungsprogramm für 
die sportliche Jugendhilfe geschaffen und ein Experi- 
mentierfonds bereitgestellt wurde, aus dem neue 
methodische Ansätze der Jugendhilfe gefördert wer- 
den können. 

Aufgaben und Rechtsform des europäischen Jugend- 
werks waren Gegenstand einer Konferenz der Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Kulturkonvention, die 
auf Einladung der Bundesregierung am 8./9. Januar 
1970 in Bonn stattfand. Auf Initiative der Bundes- 
regierung hat der Rat für Kulturelle Zusammen- 
arbeit des Europarates am 17. Februar 1970 die Ein- 
setzung einer zehn Staaten umfassenden Arbeits- 
gruppe zur Ausarbeitung eines detaillierten Planes 
für das Europäische Jugendwerk beschlossen. Zur 
Zeit liegt der Statutenentwurf dem Ministerkomitee 
zur Entscheidung vor, die noch dieses Jahr fallen 
soll. 
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Die vom Bundesministerium für Jugend, Familie und 
Gesundheit nach Anhörung des Bundes- Jugendkura- 
toriums berufene Sachverständigenkommission für 
die Reform des Jugendhilferechts hat am 16. Sep- 
tember 1970 ihre Arbeit auf genommen. 

Finanzierung 

Die Reform des Eherechts soll mit der Konzeption 
für die Öffnung der Rentenversicherung auf freiwil- 
liger Grundlage für weitere Bevölkerungsgruppen 
verbunden und diese so gestaltet werden, daß eine 
Mehrbelastung für den Bundeshaushalt und die 
Pflichtversicherten nicht eintritt. 

Die vom Bund für die übrigen Maßnahmen vorgese- 
henen Mittel sind im Finanzplan des Bundes 1970 
bis 1974 ausgewiesen. 

Drucksache WllOl, Anlage 1, Tz. 1.05.0, 1.15.0, An- 
lage 2, Tz. 5.04.2. 

Der geltende Finanzplan des Bundes wird wie jedes 
Jahr im Herbst 1971 im Hinblick auf die gesamtwirt- 
schaftliche Entwicklung und die gegebenen Deckungs- 
möglichkeiten überprüft und fortgeschrieben werden. 

Bereich 

Ausbau der Mitbestimmungsrechte und 
Sicherung der Informationsfreiheit 

Nach jahrelanger Stagnation ides weiteren Ausbaus 
der Mitbestimmungsrechte von Arbeitern, Ange- 
stellten und Beamten in Betrieben und Verwaltung 
verfolgt die Bundesregierung eine Politik der 
schrittweisen Verwirklichung von mehr Mitwirkung 
des Bürgers in unserer Gesellschaft. 

Das erfordert auch die Sicherung des Zugangs zu 
imgehinderter und umfassender Information für 
jeden Bürger sowie die überschaubare, objektive 
Darbietung der Information auch im Rahmen neuer 
Kommunikationsmittel. 

Folgende Teilbereiche gehören hierzu: 

— Ausbau der Mitbestimmungsrechte in Wirtschaft 
und Verwaltung 

— Verbesserung und Erweiterung der Informations- 
und Kommunikationsmöglichkeiten. 


Ausbau der Mitbestimmungsrechte in Wirtschaft 
und Verwaltung 

Ausgangslage 

Die vorherige Bundesregierung hat keine Konzep- 
tion zum Ausbau der Mitbestimmung vorgelegt. 
Vielmehr arbeitete in ihrem Auftrag eine Kommis- 
sion unabhängiger Sachverständiger an einem Gut- 
achten zur Auswertung der {bisherigen Erfahrungen 
mit der Mitbestimmung, das 1970 vorgelegt wurde. 

Im Montanbereich führte der Strukturwandel dazu, 
daß die Anwendung der dort bisher geltenden Mit- 
bestimmungsregelungen zunehmend gefährdet er- 
schien. 


Zum Schluß der 5. Legislaturperiode lagen dem 
Bundestag Initiativgesetzentwürfe für folgende Be- 
reich vor: Neuregelung der Betriebsverfassung, Un- 
ternehmensverfassung in Großunternehmen und 
Konzernen, 2. Mitbestimmungssicherungsgesetz, Neu- 
regelung des Personalvertretungsgesetzes (Bund), 

Zielsetzungen 

Verbesserung der Mitbestimmungsrechte und der 
Stellung der Arbeitnehmervertretungen im Betrieb 
durch Novellierung des Betriebsverfassungsgesetzes. 

Sicherung der Fortdauer der qualifizierten Mitbe- 
stimmung im bisherigen Anwendungsbereich. 

Erweiterung der Befugnisse der Personal Vertretun- 
gen in den Verwaltungen des Bundes durch Novel- 
lierung des Personalvertretungsgesetzes. 

Bisherige Ergebnisse 

Zugleich mit der Stellungnahme der Bundesregie- 
rung zum Bericht der Mitbestimmungskommission 
wurden am 10. Februar 1971 der Regierungsentwurf 
zur Novellierung des Betriebsverfassungsgesetzes 
und ein Gesetzentwurf zur befristeten Sicherung der 
Mitbestimmung vom Bundestag in erster Beratung 
behandelt 

Mit dem Entwurf zum Mitbestimmungssicherungs- 
gesetz soll eine Aushöhlung der erweiterten Mit- 
bestimmung in der Montanindustrie durch vorüber- 
gehende Veränderung der Umsatzanteile in Kon- 
zerngesellschaften verhindert werden. 

Mit dem neuen Betriebsverfassungsgesetz soll die 
Mitwirkung /und Mitbestimmung des Betriebsrates 
wesentlich erweitert und verstärkt werden, bei 
gleichzeitiger Verbesserung der Rechte des einzel- 
nen Arbeitnehmers. Die Stärkung der Rechte der 
Arbeitnehmervertretung, der Ausbau der Jugend- 
vertretung und die Sicherung der Präsenz der Ge- 
werkschaften im Betrieb sind als weitere wesent- 
liche Änderungen vorgesehen. 

Finanzierung 

Diese Maßnahmen verursachen keine wesentlichen 
Kosten in den öffentlichen Haushalten. 


Verbesserung und Erweiterung 

der Informations« und Kommunikationsmöglichkeiten 

Ausgangstage 

Zunehmende — zum Teil technisch unabweisbare — 
Konzentrationsvorgänge in der deutschen Presse 
und das zum Teil rechtlich ungesicherte Verhältnis 
Redakteur/Verleger enthielten Gefahren für die 
Meinungs- und Pressefreiheit. Diese Gefahren wur- 
den durch das uneinheitliche Presserecht der Bundes- 
länder verschärft. 

Zur Verbesserung des Informationsstandes der Ver- 
waltung lagen Ansätze zur Entwicklung der Daten- 
verarbeitung in der Bundesverwaltung und zur Ein- 
richtung einer Datenbank für politische Information 
vor. 
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Zielsetzungen 

Sicherung der Vielfalt der Meinungen und der 
Nachrichtenübermittlung im Pressewesen durch För- 
derung des Wettbewerbs und gesetzliche Mindest- 
vorschriften für das Verhältnis Verleger/Redakteur 
zur Sicherung der inneren Pressefreiheit. 

Harmonisierung des Presserechts. 

Vorbereitung der Konzeption für ein arbeitsteiliges, 
bundesweites Datenbanksystem für Staat, Wirt- 
schaft und Wissenschaft und Aufbau einer statisti- 
schen Datenbank in Zusammenhang mit der koordi- 
nierten Planung und Anwendung der elektronischen 
Datenverarbeitung in der Bundesverwaltung. 

Bisherige Ergebnisse 

Der Zwischenbericht der Bundesregierung über die 
Lage von Presse und Rundfunk in der Bundesrepu- 
blik wurde am 27, April 1970 dem Bundestag vor- 
gelegt. 

Die DATEL-Gesellschaft für Datenfernverarbeitung 
wurde unter Beteiligung der Bundespost im Mai 
1970 gegründet 

Eine interministerielle Arbeitsgruppe Datenbank- 
system erarbeitet seit Mai 1970 eine Konzeption 
für ein bundesweites Informationsbankensystem. 

Finanzierung 

Die entstehenden Verwaltungskosten sind bei den 
federführenden Ressorts im Finanzplan des Bundes 
für 1970 bis 1974 berücksichtigt. 

Drucksache WllOl, Anlage 1, Tz. 4.06.0, 4.08.0 und 
5.01.0. 

Der geltende Finanzplan des Bundes wird wie jedes 
Jahr im Herbst 1971 im Hinblick auf die gesamt- 
wirtschaftliche Entwicklung und die gegebenen 
Deckungsmöglichkeiten überprüft und fortgeschrie- 
ben werden. 


Bereich 

Stärkung und Verbesserung der 
Wirtschaftsordnung einschließlich der 
Verbesserung der Vermögensstruktur 

Eine freie, sozial gebundene Wirtschaftsordnung ist 
mehr als jede andere geeignet, der Gleichheit der 
Lebenschancen, der sozialen Gerechtigkeit und der 
Freiheit des einzelnen Menschen zu dienen. Konsti- 
tutives Element der Marktwirtschaft ist der Wett- 
bewerb, der sich aber nicht von selbst einstellt, son- 
dern geschützt und gefördert werden muß. Ein wei- 
teres konstitutives Element ist das Privateigentum. 
Da eine breite Vermögensbildung zur Festigung 
unserer Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung not- 
wendig ist, ist sie gezielt zu fördern. 

Folgende Teilbereiche gehören hierzu: 

— Stärkung der marktwirtschaftlichen Ordnung, 

— Förderung einer breiten Vermögensbildung, 

— Reform des Steuerrechts, 

— Reformen im Geselischaftsrecht. 


Stärkung der marktwirtschaftlichen Ordnung 
Ausgangstage 

Die Unternehmenskonzentration in der deutschen 
Wirtschaft, im Gemeinsamen Markt sowie im inter- 
nationalen Maßstab nahm zu und verstärkte schon 
vorhandene Tendenzen zur Wettbewerbsbeschrän- 
kung. In der 5. Legislaturperiode waren notwendige 
wettbewerbserhaltende und -stärkende Regelungen 
verzögert worden; auch gab es keine den Preiswett- 
bewerb stimulierende Maßnahmen durch Auflocke- 
rung staatlicher Preisregelungen. Der Schutz des 
Sparers bei einer Reihe von Sparformen war unzu- 
reichend. Das Wertpapiersparen war immer noch 
wenig populär. 

Zielsetzungen 

Reform des Wettbewerbsrechts im Rahmen der Kar- 
tellgesetznovelle, vor allem durch Verschärfung der 
Mißbrauchsaufsicht, Einführung einer Fusionskon- 
trolle und Kooperationserleichterungen für kleine 
und mittlere Unternehmen. 

Reform des Energiewirtschaftsrechts zur Auflocke- 
rung von Monopolstellungen in der Versorgungs- 
wirtschaft. 

Verstärkte Einbeziehung des Kredit- und Finanz- 
wesens in die marktwirtschaftliche Ordnung durch 
mehr Information und besseren Sparerschutz, Heran- 
führung breiterer Sparerschichten an das Wert- 
papiersparen durch Schaffung neuer Beteiligungs- 
werte und Anlageformen mit dem Ziel, gleichzeitig 
die Möglichkeiten der Beteiligungsfinanzierung für 
kleine und mittlere Unternehmen sowie neue An- 
lagemöglichkeiten für die verstärkte Vermögens- 
bildung der Arbeitnehmer zu schaffen. 

Vereinheitlichung des in eine Vielzahl von Gesetzen 
und Verordnungen zersplitterten und materiell unter- 
schiedlichen Bergrechts. Anpassung der vielfach ver- 
alteten bergrechtlichen Vorschriften an die Erforder- 
nisse der modernen Technik, 

Bisherige Ergebnisse 

Mit den am 6. Mai 1970 verabschiedeten „Grund- 
sätzen für staatliche Preisregelungen im Hinblick auf 
die wirtschaftspolitischen Ziele" hat sich die Bundes- 
regierung um eine Auflockerung staatlicher Preis- 
regelungen bemüht und eine Intensivierung des 
Preiswettbewerbs auch in diesem Bereich eingeleitet 
(Einzelheiten Jahreswirtschaftsbericht 1971, Zif- 
fer 75). 

Mit dem Regierungsentwurf des Gesetzes zur Ände- 
rung des Gesetzes über die Pfandbriefe und ver- 
wandte Schuldverschreibungen öffentlich-rechtlicher 
Kreditanstalten sollen der Sparerschutz verbessert, 
die Laufzeiten an die korrespondierenden Darlehen 
angepaßt und Möglichkeiten zur vorzeitigen Tilgung 
gewährt werden. 

Der Regierungsentwurf des Gesetzes zur Änderung 
des Hypothekenbankgesetzes und des Schiffsbanken- 
gesetzes sieht eine Erweiterung der Geschäftstätig- 
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keit auf Auslandsgeschäfte vor und bietet einen ver- 
besserten Sparerschutz. 

Mit dem Regierungsentwurf des Gesetzes über Bau- 
sparkassen sollen die Wettbewerbsunterschiede zwi- 
schen privaten und öffentlichen Bausparkassen be- 
seitigt und ein besserer Einlageschutz gewährt wer- 
den. 

Diese drei Regierüngsentwürfe sind dem Bundestag 
am 3. März 1971 zugeleitet worden. 

Der Regierungsentwurf des Gesetzes zur Änderung 
des Börsengesetzes, den der Bundestag am 20. Ja- 
nuar 1971 in 1. Beratung behandelt hat, soll die 
Vereinheitlichung der Zulassungs- und Maklerbe- 
stimmungen sicherstellen; die Reformvorstellungen 
der Bundesregierung auf dem Gebiet des Börsen- 
wesens und des Investmentsparens sind im übrigen 
ausführlich im Jahres wirtschaftsbericht 1971, Zif- 
fer 26 dargestellt. 

Finanzierung 

Hier fallen nur Verwaltungskosten an. Diese sind 
mit Ausnahme der Verwaltungskosten für die Kar- 
tellnovelle und für die Errichtung einer Oberbehörde 
im Zusammenhang mit dem Bundesberggesetz im 
Einzelplan des federführenden Ressorts finanziell 
abgesichert. 


Förderung einer breiten Vermögensbiidung 

Ausgangslage 

Trotz steigender Einkommen war die gesamtwirt- 
schaftliche Vermögensverteilung in der Bundes- 
republik nach wie vor unbefriedigend. Die bis- 
herigen Formen der Sparförderung und der Förde- 
rung der Vermögensbildung in Arbeitnehmerhand 
begünstigten die Bezieher höherer Einkommen. Das 
System der Steuer- und Sozialabgabenfreiheit im 
Ersten und Zweiten Vermögensbildungsgesetz führte 
dazu, daß die Förderung der Vermögensbildung um 
so größer war, je höher das Einkommen war. Jene 
rund 4 Millionen Arbeitnehmer dagegen, deren Ein- 
kommen so niedrig war, daß es tatsächlich nicht der 
Lohnsteuer unterlag, wurden insoweit von den Be- 
günstigungen der Vermögensbildungsgesetze nicht 
erreicht. Die Befreiung von den Sozialabgaben bei 
den Maßnahmen zur Vermögensbildung führte 
außerdem zu Nachteilen in der Sozialversicherung. 

Zielsetzungen 

Beseitigung sozialer Ungerechtigkeiten bei der För- 
derung der Vermögensbildung in Arbeitnehmerhand 
und Ausrichtung der Förderung auf kleine und mitt- 
lere Einkommen. 

Schrittweise Harmonisierung der Sparförderung in 
Zusammenhang mit der Steuerreform unter Berück- 
sichtigung des Dritten Vermögensbildungsgesetzes 
und Ausbau zu einer vermögenspolitischen Gesamt- 
konzeption, vor allem in Richtung auf eine stärkere 
Beteiligung der Arbeitnehmer am wachsenden Pro- 
duktivvermögen der Volkswirtschaft. 


Bisherige Ergebnisse 

Das Dritte Vermögensbildungsgesetz brachte fol- 
gende Verbesserungen: 

— Verdoppelung des begünstigten Höchstbetrages 
für die vermögenswirksame Anlage auf 624 DM; 

— Umorientierung der Förderung von der bisheri- 
gen Steuer- und Sozialabgabenfreiheit auf die 
Gewährung einer Arbeitnehmer-Sparzulage von 
30 V. H., bei kinderreichen Familien von 40 v. H. 
der vermögenswirksamen Anlage ab 1. Januar 
1971; 

— Einführung von Einkommensgrenzen für die 
Inanspruchnahme der Vergünstigungen, und zwar 
von 24 000 DM steuerpfliditigem Einkommen für 
Unverheiratete und von 48 000 DM für Verhei- 
ratete. 

Damit wird die Vermögensbildung vorrangig dort 
gefördert, wo das Sparen am schwersten fällt, bei 
den mittleren und kleinen Einkommen. 

Finanzierung 

Die vom Bund vorgesehenen Mittel sind im Finanz- 
plan des Bundes 1970 bis 1974 berücksichtigt. 

Drucksache VI/llOl, Anlage 1, Tz. 1.14.0. 

Der geltende Finanzplan des Bundes wird wie jedes 
Jahr im Herbst 1971 im Hinblick auf die gesamt- 
wirtschaftliche Entwicklung und die gegebenen 
Deckungsmöglichkeiten überprüft und fortgeschrie- 
ben werden. 

Reform des Steuerrechts 

Ausgangstage 

Das Steuerrecht basierte noch auf der Steuer- 
gesetzgebimg von 1925. Zahllose Detailänderungeh 
und Ausnahmeregelungen führten dazu, daß die 
Steuergesetze zunehmend uinüberschaubarer wurden 
und die Steuerlastenverteilung sozial ungerechter 
wurde. Ferner ging von unsystematischen Änderun- 
gen eine wettbewerbsverzerrende Wirkimg aus. 

Zielsetzungen 

Durchführung einer umfassenden Steuerreform, um 
ein gerechtes, einfaches und überschaubares Steuer- 
system zu schaffen, das dem Verfassungsgebot des 
sozialen Rechtsstaats entspricht durch Reform der 
Abgabenordnung (allgemeines Steuerrecht) und der 
direkten und indirekten Steuern (Einkommen-, 
Lohn-, Körperschaft-, Gewerbe-, Vermögen-, Erb- 
schaft-, Grund-, Kraftfahrzeug-, Grunderwerb- sowie 
der kleinen Verkehr- und Verbrauchsteuern), Ver- 
besserung der Voraussetzungen für eine breitere 
Vermögensbiidung und für einen gerechteren Fami- 
lienlastenausgleich. Die Steuerreform soll so ange- 
legt werden, daß das gesamte Steueraufkommen des 
Bundes und der Länder durch die Neuregelungen 
nicht gemindert wird. Dabei sollen keine konfis- 
katorisch wirkenden Steuersätze eingeführt werden. 
(Nach Vorlage des Gutachtens der Steuerreform- 
kommission wird die Bundesregierung über die 
Grundzüge der Steuerrefonn einschließlich der ver- 
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mögenspolitisdien Gesamtkonzeption entsdieiden.) 
Beitrag zur Harmonisierung des Steuerrechts in den 
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft. 

Bisherige Ergebnisse 

In dem dem Bundestag zugeleiteten Zwischenbericht 
vom 16. September 1970 hat der Bundesminister der 
Finanzen die Planung der Reformarbeiten im ein- 
zelnen dargelegt und eine Übersicht über wichtige 
zur Lösung anstehende Profbleme bei den einzelnen 
Steuern gegeben. 

Die Reform des allgemeinen Abgabenrechts hat die 
Bundesregierung mit dem Entwurf einer Abgaben- 
Ordnung eingeleitet, den sie dem Bundesrat am 
8. Januar 1971 zugeleitet hat. Der Entwurf hat den 
Bundesrat am 19. Februar 1971 im ersten Durchgang 
passiert. Der Entwurf enthält eine umfassende und 
zeitgerechte Neuregelung des allgemeinen Steuer- 
rechts einschließlich des Verfahrensrechts, des Voll- 
streckungsrechts, des^ Rechts der außergerichtlichen 
Rechtshilfe sowie des Steuerstraf- und Bußgeld- 
rechts. 

Finanzierung 

Hier fallen nur Verwaltungskosten an. Diese sind 
im Einzelplan des federführenden Resfsorts finanziell 
abgesichert. 


Reformen im Gesellschaftsrecht 
Ausgangslage 

Die zum großen Teil noch aus dem letzten Jahr- 
hundert stammenden gesellschaftsrechtlichen Be- 
stimmungen entsprachen in vielen Fällen nicht mehr 
den veränderten wirtschaftlichen und gesellschaft- 
lichen Gegebenheiten. 

Zielsetzungen 

Neuordnung des Rechts der GmbH mit dem Ziel 
eines besseren Gläubiger- und Minderheitenschut- 
zes, der Einführung der Bilanzpublizität und der 
Ausweitung des Konzernrechts auch auf die GmbH. 

Modernisierung des Genossenschaftsrechts, um die 
Anpassung genossenschaftlicher Unternehmen an 
die Marktbedingungen und die Vertriebs- und An- 
gebotsformen der Industriegesellschaft zu erleich- 
tern. 

Harmonisierung des Gesellschaftsrechts in der Euro- 
päischen Gemeinschaft. 

Bisherige Ergebnisse 

Die Vorbereitungen zur Ratifizierung und Ausfüh- 
rung des EWG-Übereinkommens vom 29. Februar 
1968 über die gegenseitige Anerkennung von Ge- 
sellschaften und juristischen Personen sind abge- 
schlossen. 

Den gesetzgebenden Körperschaften liegen die Vor- 
schläge der EG-Kommission für 


— eine zweite gesellschaftsrechtliche Richtlinie über 
die Aufbringung und Erhaltung des Grundkapi- 
tals von Aktiengesellschaften, 

— eine dritte gesellschaftsrechtliche Richtlinie über 
die internationale Fusion von Aktiengesellschaf- 
ten, 

— eine Verordnung über das Statut der Euro- 
päischen Aktiengesellschaft 

zur Stellungnahme vor. 

Finanzierung 

Die hierbei entstehenden Verwaltungskosten sind 
in dem Einzelplan des federführenden Ressorts ab- 
gedeckt. 

Bereich 

Strukturpolitik und Raumordnung 

Hier sind Tätigkeiten der Bundesregierimg zusam- 
mengefaßt, die der ständigen Verbesserung der Ar- 
beits- und Lebensbedingungen der Menschen und 
ihrer räumlichen Umwelt sowie der Schaffung ver- 
gleichbarer Lebensverhältnisse im ganzen Bundes- 
gebiet dienen. Diese sollen die bestmögliche Ver- 
sorgung der Menschen mit Gütern und Diensten ein- 
schließlich der öffentlichen Dienstleistungen, die 
für ihre Lebensführung und zur Sicherung der Ar- 
beitsplätze erforderlich sind, gewährleisten; dazu 
gehört auch die Sicherung und Gestaltung gesunder 
Umweltbedingungen, 

Folgende Teilbereiche gehören hierzu: 

— Erarbeitung eines Bundesraumordnungspro- 
gramms, 

— Ausbau der Wirtschaftsstruktur, 

— Förderung des Städte- und Wohnungsbaus, 

— Entwicklung eines leistungsfähigen Verkehrs- 
systems, 

— Aufstellung eines Gesamtprogramms für Um- 
weltschutz und Umweltgestaltung. 


Erarbeitung eines Bundesraumordnungsprogramms 
Ausgangslage 

Die Grundsätze des Raumordnungsgesetzes waren 
nicht so konkretisiert, daß aus ihnen Maßnahmen zu 
einer zukunftsorientierten räumlich- strukturellen 
Entwicklung des Bundesgebietes abgeleitet werden 
konnten. Eine Abstimmung der Fachplanungen in 
den einzelnen Sektoren unter räumlichen Aspekten 
war erst in Ansätzen vorhanden. Es fehlte auch eine 
durchgehende Abstimmung von raumwirksamen 
Maßnahmen des Bundes und der Länder. 

Zielsetzungen 

Festlegung der räumlichen Entwicklungsziele des 
Bundes unter Berücksichtigung der Ziele der Landes- 
planung und Abstimmung aller raumwirksamen 
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Maßnahmen des Bundes mit den Maßnahmen der 
Länder und der Gemeinden durch Aufstellung eines 
Bundesraaimordnungsprogramms, das zugleich den 
räumlichen Bezugsrahmen für die Gemeinschaftsauf- 
gaben nach Artikel 91 a, für die Planungen nach 
Artikel 91 b und die Maßnahmen nach Artikel 104 a 
GG bildet. 

Bisherige Ergebnisse 

Der dem Bundestag am 4. November 1970 vorge- 
legte Raumordnungstbericht 1970 enthält eine Ana- 
lyse der gegenwärtigen Situation und der zu er- 
wartenden Entwicklungen. 

Eine Konzeption für das Bunde sraumordnungspro- 
gramm wurde ausgearbeitet. Mit der Aufstellung 
des Programms ist begonnen worden; die Länder 
haben ihre Bereitschaft zur Mitarbeit erklärt. 

Finanzierung 

Das Programm wird keine zusätzlichen Ausgaben 
des Bundes erfordern, sondern soll den Einsatz von 
raumwirksamen Bundesmitteln in anderen Program- 
men wirksaöier gestalten. Die Verwaltungskosten 
sind bei den beteiligten Ressorts abgedeckt. 


Ausbau der Wirtschaftsstruktur 

Ausgangslage 

In der großen Koalition wurden erstmals umfas- 
sende strukturpolitische Konzeptionen entwickelt. 
Sektorale, regionale und unternehmensgrößenbezo- 
gene Maßnahmen konnten aber noch nicht ausrei- 
chend mlteinanider koordiniert werden. Ebenso 
fehlte noch eine genügende Koordinierung mit den 
strukturpolitischen Maßnahmen der Länder. 

Zielsetzungen 

Stärkere Wachstumsorientierung der Strukturpoli- 
tik unter Berücksichtigung gesellschaftspolitischer 
Aufgaben und bundesweiter räumlicher Zielvorstel- 
lungen. 

Verbesserung der Lebensverhältnisse in wirtschafts- 
schwachen, insbesondere ländlichen Gebieten und 
im Zonenrandgebiet durch Ausbau der regionalen 
Wirtschaftsstruktur, insbesondere Frühkoordinie- 
rung bei der Verwirklichung der Gemeinschaftsauf- 
gaben, deren räumlicher Bezugsrahmen das zu er- 
arbeitende Bundesraumordnungsprogramm darstel- 
len soll. 

Verbesserung der sektoralen Wirtschaftsstrüktur 
durch Unterstützung des ständigen Strukturwandels 
mit allgemein wirkenden Mitteln, mit branchenspe- 
zifischen Anpassungshilfen und durch Begünstigung 
der Entwicklung zukunftsweisender Produktions- 
zweige. 

Entwicklung von landwirtschaftlichen Betriebs- und 
Unternehmensformen, die einen rationellen Einsatz 
der Produktionsfaktoren Arbeit, Boden und Kapital 
in der Landwirtschaft ermöglichen bei gleichzeitiger 
Schaffung von angemessenen Lebens- und Arbeits- 


bedingungen für ausscheidende Landwirte ein- 
schließ des Ausbaus der sozialpolitischen Hilfen. 

Verbesserung der Leistungsfähigkeit, der Aus- und 
Fortbildung und des Ausbaus der Beteiligungsfi- 
nanzierung im Bereich der kleinen und mittleren 
Unternehmen, insbesondere durch Erleichterung der 
Finanzierungsmöglichkeiten, durch Förderung der 
Produktivität und der beruflichen Aus- und Fortbil- 
dung. 

Bisherige Ergebnisse 

Der Strukturbericht 1970 wurde am 8. Mai 1970 
dem Bundestag vorgelegt. Er enthält eine Bilanz 
der bisherigen Maßnahmen und gibt die Zielrichtung 
der künftigen Strukturpolitik an. 

Der Planungsausschuß der Gemeinscbafts auf gäbe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" 
hat im Frühjahr 1970, der Planungsaus schuß der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar- 
struktur und des Küstenschutzes" Anfang 1971 die 
Arbeit aufgenommen. Aufgabe dieser Planungsaus- 
schüsse ist es, 5jährige Rahmenpläne aufzustellen, 
die die räumlichen und sachlichen Schwerpunkte, die 
zu ergreifenden Maßnahmen und deren Finanzie- 
rung festlegen. Der erste Rahmenplan soll für die 
regionale Wirtschaftsstruktur am 1. Januar 1972, für 
die Agrarstruktur und den Küstenschutz spätestens 
am 1. Januar 1973 in Kraft treten. 

Der Regierungsentwurf eines Zonenrandförderungs- 
gesetzes faßt die verschiedenen Förderungsmaßnah- 
men in diesem Bereich zusammen, gibt bei Verstär- 
kung und Intensivierung einer Reihe sozialpoliti- 
scher Maßnahmen den bestehenden Maßnahmen 
eine gesetzliche Grundlage und sichert den Vorrang 
der Zonenrandförderung bei den Maßnahmen zur 
Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur. 
Der Gesetzentwurf wurde am 9. Dezember 1970 vom 
Bundestag in erster Beratung behandelt. 

Zur Verbesserung der Agrarstruktur hat die Bun- 
desregierung im Oktober 1970 das einzelbetrieb- 
liche Förderungs- und soziale Ergänzungsprogramm 
eingeleitet. Es enthält Richtlinien für einzelbetrieb- 
liche Investitionsförderung, für Überbrückungshil- 
fen für nicht entwicklungsfähige landwirtschaftliche 
Betriebe und für die Rationalisierung von Agrarbe- 
trieben durch die Verbesserung ihrer Wohnteile. 

Das am 1. Januar 1971 in Kraft getretene Gesetz zur 
Verbesserung und Ergänzung sozialer Maßnahmen 
in der Landwirtschaft (Agrarsoziales Ergänzungsge- 
setz) sieht eine Erhöhung der Landabgabenrente und 
Zuschüsse zur Nachentrichtung von Beiträgen in der 
gesetzlichen Rentenversicherung vor. 

Die Bundesregierung hat am 11. Dezember 1970 
strukturpolitische Grundsätze für kleine und mitt- 
lere Unternehmen sowie ein Aktionsprogramm zur 
Leistungssteigerung dieser Unternehmen verab- 
schiedet. Ziele dieses Aktionsprogramms sind vor 
allem die Verbesserung der Produktivität sowie 
der Aus- und Fortbildung, ferner der Ausbau der 
Beteiligungsfinanzierung und die Verbesserung der 
Kooperationsmöglichkeiten. 
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Finanzierung 

Die vom Bund vorgesehenen Mittel sind im Finanz- 
plan des Bundes 1970 bis 1974 berücksichtigt. 

Drucksache WllOl, Teil II, S. 11 bis 15 und An- 
lage 1, Tz. 3.01.0, 3.02.0, 3.03.0, 3.07.0, 3.09.0, 3.10.0, 

3.18.0, 3.19;0, 3.20.0, 3.21.0, 4.04.0, 4.05.0, 4.06.0, 

4.07.0. 

Hinweise auf die Finanzierung enthält ferner die 
Drucksache VI/1666 und der Agrarbericht der Bun- 
desregierung (Drucksache Vl/1800). 

Im geltenden Finanzplan des Bundes sind die Ver- 
stärkungsmittel für das Zonenrandförderungsge- 
setz in Höhe von 80 Millionen DM jährlich ab 1972 
nicht berücksichtigt. 

Der geltende Finanzplan des Bundes wird wie Jedes 
Jahr im Herbst 1971 im Hinblick auf die gesamtwirt- 
schaftliche Entwicklung und die gegebenen Dek- 
kungsmöglichkeiten überprüft und fortgeschrieben 
werden. 


Förderung des Städte- und Wohnungsbaus 

Ausgangstage 

Trotz der allgemein anerkannten Dringlichkeit eines 
Städtebauförderungsgesetzes war es in der 5. Legis- 
laturperiode nicht zur Verabschiedung des vom 
Bundeswohnungsbauminister vorgelegten Gesetz- 
entwurfs gekommen. Vor allem in den Kernen der 
Verdichtungsgebiete, aber auch in zahlreichen klei- 
neren Städten und Dörfern nahm die Sanierungs- 
bedürftigkeit von Gemeindeteilen laufend zu. Die 
Funktionsmängel vieler Siedlungsteile wurden 
immer deutlicher. Das auf Fehleinschätzungen zu 
Beginn der 60er Jahre zurückgehende zu geringe 
Volumen des sozialen Wohnungsbaus verstärkte die 
seit Jahren anhaltende Steigerung der Mietenbela- 
stung. 

Zielsetzungen 

Planvolle Erneuerung und Modernisierung über- 
alterter Baugebiete sowie beschleunigte Moderni- 
sierung des Altbaubestandes; Verabschiedung des 
Städtebauförderungsgesetzes. 

Funktionsgerechte Entwicklung und Gestaltung vor- 
handener und neuer Gemeinden und Ortsteile unter 
Einbeziehung eines vielfältigen Angebots öffent- 
licher und privater Versorgungseinrichtungen. Ver- 
besserung der Umweltbedingungen von Wohn- 
gebieten. 

Schaffung eines ausreichenden Bestandes an moder- 
nen und qualitativ verbesserten Wohnungen zu 
tragbaren Kosten, insbesondere für Angehörige 
unterer Einkommensgruppen durch Aufstellung 
eines langfristigen Wohnungsbauprogramms und 
Förderung der Modernisierung des Altbaubestan- 
des sowie durch Verbesserung des Wohngeldes für 
Mieter mit geringem Einkommen. 

Verbesserung der rechtlichen Stellung des Mieters 
in Anpassung an die Lage auf dem Wohnungsmarkt 


durch Verstärkung des Kündigungsschutzes, Ver- 
schärfung der Strafbestimmungen gegen Mietwucher 
und Verbesserung der Marktübersicht auf dem Ge- 
biet der Wohnungsvermittlung. 

Unterstützung von Strukturwandel und Leistungs- 
steigerung in der Bauwirtschaft. 

Abbau der Bodenspekulation und Verbesserung des 
Bauplanungsrechts. 

Bisherige Ergebnisse 

Das Städtebauförderungsgesetz steht im Bundestag 
nach gründlichen Beratungen in den Ausschüssen 
vor seiner Verabschiedung. Die Gemeinden erhal- 
ten damit bessere finanzielle und rechtliche Mög- 
lichkeiten für eine funktionsgerechte Stadterneue- 
rung und -entwicklung. 

Entsprechende Mittel für eine Förderung von Sanie- 
rungs- und Entwicklungsmaßnahmen wurden durch 
Beschluß der Bundesregierung vom 18. Dezember 
1969 bereitgestellt. Ihre Vorstellungen für einen 
langfristig angelegten Städtebau hat die Bundes- 
regierung im Städtebaubericht (Drucksache W1497) 
konkretisiert, der im Dezember 1970 dem Bundes- 
tag vorgelegt worden ist. 

Das am 30. April 1970 von der Bundesregierung be- 
schlossene und mit den Ländern abgestimmte Woh- 
nungsbauprogramm sieht vor; 

— • Steigerung des gesamten öffentlich geförderten 
sozialen Wohnungsbaus auf insgesamt 200 000 
bis 250 000 Wohnungen jährlich 

durch 

zusätzliche Förderung gezielter Regionalpro- 
gramme sowie 

zusätzliche Förderung des Wohnungsbaus für 
sozial schwache Gruppen; 

— zusätzliche Förderung der Modernisierung von 
jährlich 50 000 Altbauwohnungen. 

Das am 1. Januar 1971 in Kraft getretene Zweite 
Wohngeldgesetz sieht eine ei'hebliche Verbesse- 
rung der Leistungen, Vereinfachungen des Verwal- 
tungsverfahrens sowie eine verstärkte Förderung 
kinderreicher Familien und einkommensschwacher 
Gruppen vor. 

Der dem Bundestag vorliegende Regierungsentwurf 
eines Gesetzes über Maßnahmen zur Verbesserung 
des Mietrechts und zur Begrenzung des Miet- 
anstiegs sieht einen verstärkten Mieterschutz vor 
allem in Gebieten mit besonderem Wohnungsbedarf 
vor. Er verschärft die Bestimmungen des Straf- 
gesetzes gegen Mietwucher und regelt das Recht 
der Wohnungsvermittlung neu. Der Gesetzentwurf 
wurde am 26. Januar 1971 vom Bundestag in erster 
Beratung behandelt. 

Ferner wurden, wie dem Bundestag in der Druck- 
sache VI/1549 am 4. Dezember 1970 mitgeteilt, Maß- 
nahmen zur Ausweitung der Baukapazität und des 
Angebotes an Bauleistungen, zur verstärkten Ko- 
ordinierung von Hochbaumaßnahmen der öffent- 
lichen Hand und zur weiteren Rationalisierung in 
der Bauwirtschaft eingeleitet. 
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Eine vom Bundesministerium für Städtebau und 
Wohnungswesen eingesetzte Arbeitsgruppe „Boden- 
recht" hat Ende 1970 ihre Arbeit zur Vorbereitung 
der Novellierung des Bundesbaugesetzes auf- 
genommen. 

Finanzierung 

Die vom Bund vorgesehenen Mittel sind im Finanz- 
plan des Bundes 1970 bis 1974 ausgewiesen. 

Drucksache VI/llOl, Teil II, S. 8 bis 10 sowie An- 
lage 1, Tz. 1.07.0, 5.05.1, 5.05.2. 

Der geltende Finanzplan des Bundes wird wie jedes 
Jahr im Herbst 1971 im Hinblick auf die gesamt- 
wirtschaftliche Entwicklung und die gegebenen 
Deckungsmöglichkeiten überprüft und fortgesdirie- 
ben werden. 


Entwicklung eines leistungsfähigen Verkehrssystems 

Ausgangstage 

Mit dem Verkehrspolitischen Programm der Bundes- 
regierung für die Jahre 1968 bis 1972 sind Reformen 
im Verkehrswesen eingeleitet worden. Dieses Pro- 
gramm hat sich als zweckmäßig und erforderlich 
erwiesen. Es ist vorgesehen, diese Konzeption fort- 
zuführen, sie weiterzuentwickeln und zu ergänzen. 

Zielsetzungen 

Aufstellung und Verwirklichung des Bundesver- 
kehrswegeprogramms unter der Leitidee einer inte- 
grierten Verkehrswegeplanung. 

Gezielte Verbesserung der Verkehrsverhältnisse in 
den Gemeinden und in den Verdichtungsgebieten. 

Förderung einer umfassenden Kooperation zwischen 
verschiedenen Verkehrszweigen, insbesondere 
durch kombinierten Verkehr. 

Verbesserung der Verkehrssicherheit in allen Ver- 
kehrszweigen. 

Zügige Weiterentwicklung neuer Verkehrstechno- 
logien. 

Bisherige Ergebnisse 

Der Regierungsentwurf eines Gesetzes über den 
Ausbau der Bundesfernstraßen in den Jahren 1971 
bis 1985 enthält die Aufstellung eines Bedarfsplanes 
mit drei Dringlichkeitsstufen, wobei sachliche Priori- 
täten gesetzt und der Finanzbedarf ermittelt wur- 
den. Der Umfang der jeweils bereitzustellenden 
Mittel ist in den Haushaltsgesetzen festzulegen. Der 
Gesetzentwurf wurde am 2. Dezember 1970 vom 
Bundestag in erster Beratung behandelt. 

Das Gesetz zur Verbesserung der Verkehrsverhält- 
nisse in den Gemeinden (Gemeindeverkehrsfinan- 
zierungsgesetz) soll für die Verteilung des zweck- 
gebundenen Anteils der Gemeinden an der Mineral- 
ölsteuer eine gesetzliche Grundlage schaffen. Der 
Bundesrat hat diesem Gesetz am 19. Februar 1971 
im zweiten Durchgang zugestimmt. 


Das Programm zur Förderung des kombinierten Ver- 
kehrs und des Gleisanschlußverkehrs wird beschleu- 
nigt durchgeführt. 

Die Neufassung der Straßenverkehrsordnung ist am 
1. März 1971 in Kraft getreten. 

Das Gesetz zur Änderung des Gesetzes über Kreu- 
zungen von Eisenbahnen und Straßen (Eisenbahn- 
kreuzungsgesetz) enthält eine Neuregelung der 
Finanzierung zur Beseitigung schienengleicher Bahn- 
übergänge. Das Gesetz ist am 29. Januar 1971 vom 
Bundesrat im zweiten Durchgang verabschiedet wor- 
den. 

Finanzierung 

Die vom Bund vorgesehenen Mittel sind im Finanz- 
plan des Bundes 1970 bis 1974 ausgewiesen. 

Drucksache WllOl, Anlage 1, Tz. 3.11.0, 3.12.0, 

3.13.0, 3.14.0, 3.15.0, 3.16.0, 3.17.0, 3.18.0, 4.06.0, 

4.07.0, 5.01.0, 5.06.1 sowie Anlage 2, S. 97, Epl. 12. 

Der geltende Finanzplan des Bundes wird wie jedes 
Jahr im Herbst 1971 im Hinblick auf die gesamtwirt- 
schaftliche Entwicklung und die gegebenen Dek- 
kungsmöglichkeiten überprüft und fortgeschrieben 
werden. 


Umweltschutz und Umweltgestaltung 

Ausgangslage 

Technischer Fortschritt, wirtschaftliche Expansion 
und beschleunigte Anwendung neuer Produktions- 
methoden ohne ausreichende Beachtung der Folge- 
wirkungen haben zu zunehmender Gefährdung der 
Umwelt durch Gewässerverschmutzung, Luft- und 
Bodenverunreinigung, Lärmbelästigung und zuneh- 
mende Schwierigkeiten bei der Abfallbeseitigung 
geführt. Ungeklärte Kompetenzen zwischen den Ge- 
bietskörperschaften und Uneinheitlichkeit der Ge- 
setzgebung erschwerten die Beseitigung bereits ein- 
getretener Umweltschäden und die Einleitung zu- 
reichender vorbeugender Maßnahmen. Obgleich be- 
reits zu Beginn der 60er Jahre eindringlich auf 
die bestehenden und kommenden Umweltgefahren 
aufmerksam gemacht worden war (Regierungspro- 
gramm der SPD 1961), lag noch im Oktober 1969 
keine Konzeption für Umweltschutz und Umwelt- 
gestaltung Vor. 

Zielsetzungen 

Erarbeitung eines umfassenden Konzepts systemati- 
scher Planung von Umweltschutz und UmweltgestaT 
tung, das unter Berücksichtigung der internationalen 
Umweltschutzpolitik insbesondere Maßnahmen zum 
Abbau der Luft-, Wasser- und Bodenverunreinigung 
und der Lärmbelästigung unter Abstimmung mit 
dem Bundesraumordnungsprogramm enthalten soll. 

Schaffung konkurrierender Gesetzgebungskompe- 
tenzen des Bundes auf dem Gebiet des Umwelt- 
schutzes und der Umweltgestaltung. 

Verbesserung der Methoden und Vorschriften zur 
Abwässer- und Abfallbeseitigung sowie Maßnah- 
men zur Klimaverbesserung und zur Pflege und 
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Gestaltung der Landschaft einschließlich der besie- 
delten Flächen. 

Einleitung vordringlicher Maßnahmen in einem 
Sofortprogramm und Aufstellung eines Gesamt- 
programms Umweltschutz und Umweltgestaltung. 

Bisherige Ergebnisse 

Mit der am 6. Juli 1970 beschlossenen Einsetzung 
des Kabinettausschusses für Umweltfragen wurde 
innerhalb der Bundesregierung eine wichtige orga- 
nisatorische Voraussetzung für eine Lösung der vor- 
dringlichen Umweltprobleme geschaffen. 

Durch den Regierungsentwurf eines Gesetzes zur 
Änderung des Grundgesetzes (Artikel 74 GG — 
Umweltschutz) soll der Bund die konkurrierende 
Gesetzgebungskompetenz für Wasserhaushalt, Luft- 
reinhaltung, Lärmbekämpfung, Naturschutz und 
Landschaftspflege erhalten. Der Gesetzentwurf 
wurde am 16. Dezember 1970 vom Bundestag in 
erster Beratung behandelt. Entsprechend der An- 
regung des Bundesrates hat die Bundesregierung 
am 11. März 1971 beschlossen, auch die Erweiterung 
der konkurrierenden Gesetzgebungskompetenz für 
die Abfallbeseitigung in diese Grundgesetzände- 
rung mit einzubeziehen. 

Das am 17. September 1970 verabschiedete Sofort- 
programm der Bundesregierung umfaßt folgende 
vordringliche Maßnahmen: 

— Intensivierung der Forschungsaufträge und Meß- 
programme; 

— Erarbeitung eines Gesetzes zur Verminderung 
der Luftverunreinigung durch Kraftfahrzeug- 
motoren, insbesondere stufenweise Herabset- 
zung des Bleigehalts im Benzin (Entwurf wurde 
am 4. März 1971 dem Bundestag zugeleitet); 

— Erarbeitung eines Gesetzes über die Beseitigung 
von Abfallstoffen (Abfallbeseitigungsgesetz), 
(Entwurf wurde am 8. Januar 1971 dem Bundes- 
rat zugeleitet); 

— Neufassung der Verordnung über den Immis- 
sionssdiutz gegen Belästigungen aus gewerb- 
lichen Anlagen nach § 16 der Gewerbeordnung 
(Entwurf wurde am 5. Februar 1971 dem Bundes- 
rat zugeleitet); 

— Grundsatzbeschluß der Bundesregierung über 
ein Verbot von DDT (der Beschluß wurde am 
10. März 1971 gefaßt); 

— Verstärkung der Kreditmittel für den Bau von 
Kläranlagen im ERP-Wirtschaftsplan 1971. 

Finanzierung 

Die zur Verwirklichung des Sofortprogramms vom 
Bund aufzubringenden Mittel sind in den Druck- 
sachen VI/1519 (Umweltschutz) und VI/1606 (Finanz- 
planung zum Umweltschutz) ausgewiesen und im 
Rahmen des Finanzplanes 1970 bis 1974 durch Um- 
schichtungen gedeckt worden. Die für das Gesamt- 
programm Umweltschutz und Umweltgestaltung er- 
forderlichen Mittel des Bundes sind im geltenden 
Finanzplan nicht berücksichtigt. 


Der geltende Finanzplan des Bundes wird wie jedes 
Jahr im Herbst 1971 im Hinblick auf die gesamt- 
wirtschaftliche Entwicklung und die gegebenen 
Deckungsmöglichkeiten überprüft und fortgeschrie- 
ben werden. 


Reformen im staatlichen Bereich 

Die Bundesregierung hat in der Regierungserklä- 
rung vom 28. Oktober 1969 darauf hingewiesen, daß 
Reformpolitik beim Staat selbst zu beginnen hat. 
Unterlassungen, Verzögerungen und Schwierigkei- 
ten sind hier stets besonders ausgeprägt gewesen. 
Da es sich zumeist um sehr komplizierte Probleme 
handelt, die grundlegende Vorarbeiten erfordern, 
wird es in einigen Teilbereichen bis zum Ende der 
Legislaturperiode nur möglich sein, Konzeptionen 
zu entwickeln. 

Folgende Teilbereiche gehören hierzu: 

— Fortentwicklung der bundesstaatlichen Ordnung, 

— Modernisierung von Regierung und Verwaltung, 

— moderne Unternehmensform für die Deutsche 
Bundespost, 

— Modernisierung der Bundeswehr, 

— Ausbau des Zivildienstes 

— Reform der Rechtspflege, 

— Weiterführung der Reform des Strafrechts und 
Reform des Strafvollzugs. 

Fortentwicklung der bundesstaatlichen Ordnung 

Ausgangstage 

Die herkömmliche Aufgabenverteilung zwischen 
Bund und Ländern reichte zur Bewältigung wesent- 
licher Zukunftsaufgaben nicht aus. Die im Sommer 
1969 durch Grundgesetzänderung institutionalisier- 
ten und durch Bundesgesetze geregelten drei Ge- 
meinschaftsaufgaben boten Lösungen für die Zusam- 
menarbeit von Bund und Ländern in Teilbereichen 
an. Die Durchführung wurde eingeleitet. 

Der Verfassungsauftrag zur Neugliederung des Bun- 
desgebietes blieb bisher unerfüllt. 

Zielsetzungen 

Begründung von Gesetzgebungskompetenzen des 
Bundes sowie ihre Inanspruchnahme, um wesent- 
liche Zukunftsaufgaben besser erfüllen zu können 
und bundeseinheitliche Regelungen zu erreichen. 
Frühkoordinierung bei der Planung und Durchfüh- 
rung von Gemeinschaftsaufgaben. 

Intensivierung der Vorarbeiten zur Neugliederung 
des Bundesgebietes. 

Enge Zusammenarbeit mit der Enquete-Kommission 
des Bundestages zur Verfassungsreform für die Er- 
arbeitung eines Konzepts einer ausgewogenen, funk- 
tionalen Bundesstaatsreform. 
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Bisherige Ergebnisse 

Gesetzentwürfe der Bundesregierung zur Änderung 
des Grundgesetzes, die bundesweite Reformen er- 
möglichen sollen, wurden im Bundestag eingebracht 
und zum Teil bereits in dritter Beratung beschlossen. 
Sie haben Kompetenzerweiterungen für den Bund 
auf folgenden Gebieten zum Gegenstand: 

Besoldung und Versorgung der Beamten der Länder 
und Gemeinden 

(eingebracht am 4. Juli 1970; beschlossen am 
3. März 1971); 

Ausdehnung des Verfassungsschutzes auf die Be- 
kämpfung gefährlicher Bestrebungen von Auslän- 
dern 

(eingebracht am 26. November 1970); 

Tierschutz 

(eingebracht am 4. Juli 1970; beschlossen am 
3. März 1971); 

Umweltschutz 

Wasserhaushalt, Luftreinhaltung, Lärmbekämp- 
fung, Naturschutz, Landschaftspflege 

(eingebracht am 20, Oktober 1970). 

Entsprechend der Anregung des Bundesrates hat die 
Bundesregierung am 11. März 1971 beschlossen, 
audi die Erweiterung der konkurrierenden Gesetz- 
gebungskompetenz für die Abfallbeseitigung in die 
den Umweltschutz betreffende Grundgesetzänderung 
mit einzubeziehen. 

Der Planungsausschuß für die Gemeinschaftsaufgabe 
„Ausbau und Neubau von Hochschulen" hat im De- 
zember 1969, der Planungsausschuß für die Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur" im Frühjahr 1970 und der Planungs- 
ausschuß für die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse- 
rung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" An- 
fang 1971 die Arbeit auf genommen. 

Eine unabhängige, von der Bundesregierung einge- 
setzte Sachverständigenkommission hat den Auf- 
trag, ein Gutachten zur Frage der Schaffung lei- 
stungsfähiger Länder zu erarbeiten. Sie hat am 
2. Oktober 1970 ihre Arbeit auf genommen. 

Finanzierung 

Die bei der Verwirklichung der Zielsetzungen (Kom- 
petenzerweiterung, Planung) entstehenden Kosten 
sind in den Einzelplänen der federführenden Res- 
sorts abgedeckt. 


Modernisierung von Regierung und Verwaltung 
Ausgangstage 

Die überkommenen Strukturen von Regierung und 
Verwaltung entsprachen nicht in ausreichendem 
Maße den Anforderungen, denen sich der Staat auf- 
grund der technischen, wissenschaftlichen und wirt- 
schaftlichen Entwicklung und aufgrund des gesell- 


schaftlichen Wandels heute gegenüber sieht. Neu- 
zeitliche Managementmethoden, Erkenntnisse der 
Planungstheorie und der Organisationswissenschaf- 
ten sowie die Einsatzmöglichkeiten der elektroni- 
schen Datenverarbeitung wurden nicht hinreichend 
genutzt. 

Zielsetzungen 

Erarbeitung einer Konzeption für die Reform des 
öffentlichen Dienstes sowie Reform des Auswärti- 
gen Dienstes. 

Vereinheitlichung des geltenden Besoldungs- und 
Versorgungsrechts in Bund und Ländern. 

Modernisierung und Intensivierung der Verbre- 
chensbekämpfung; Stärkung des Bundeskriminal- 
amtes und Ausbau des Bundesgrenzschutzes. 

Kodifizierung des Verwaltungsverfahrens. 

Koordinierte Planung und Anwendung der elektro- 
nischen Datenverarbeitung in der Bundesverwaltung. 

Bisherige Ergebnisse 

Die Bundesregierung hat mit Beschlüssen vom 
28. Oktober und 5. November 1969 den Kabinett- 
ausschuß für die Reform der Struktur von Bundes- 
regierung und Bundesverwaltung neu errichtet. Die 
Projektgruppe für die Reform der Struktur von Bun- 
desregierung und Bundesverwaltung führt zur Zeit 
Untersuchungen zur Ressortorganisation und zu 
Grundfragen der politischen Planung durch. 

Eine vom Bundestag geforderte und von der Bun- 
desregierung eingesetzte Studienkommission für die 
Reform des öffentlichen Dienstrechts hat am 11. De- 
zember 1970 ihre Arbeit auf genommen. 

Für die Arbeiter des öffentlichen Dienstes wurde das 
Monatslohnsystem durch tarifvertragliche Regelung 
vom 5. August 1970 mit Wirkung vom 1. Oktober 
1970 eingeführt. 

Die vom Bundesminister des Auswärtigen berufene 
Kommission für die Reform des Auswärtigen Dien- 
stes hat ihre Untersuchungen abgeschlossen und 
wird ihren Bericht äm 17. März 1971 vorlegen. 

Auf der Grundlage des Gesetzes zur Änderung des 
Grundgesetzes, das dem Bund die konkurrierende 
Gesetzgebung auf dem Gebiet der Beamtenbesol- 
dung und -Versorgung geben soll, hat die Bundes- 
regierung als erste Maßnahme das Erste Gesetz zur 
Vereinheitlichung des Beamtenrechts in Bund und 
Ländern eingebracht, um eine weitere Zersplitterung 
der Beamtenbesoldung und -Versorgung in Bund, 
Ländern und Gemeinden zu verhindern. Eine inter- 
fraktionelle Arbeitsgruppe hat in enger Zusammen- 
arbeit mit der Bundesregierung den Gesetzentwurf 
inzwischen neu gefaßt. Der Bundestag hat das Ge- 
setz als Erstes Gesetz zur Vereinheitlichung und 
Neuregelung des Besoldungsrechts in Bund und Län- 
dern am 3. März 1971 verabschiedet. 

Der am 14. Oktober 1970 vom Bundestag in erster 
Beratung behandelte Regierungsentwurf eines Ge- 
setzes zur Änderung des Gesetzes über den Verfas- 
sungsschutz will die Zusammenarbeit von Bund und 
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Ländern in der Bekämpfung der politischen Krimi- 
nalität von Ausländern verbessern. 

Die Bundesregierung hat am 29. Oktober 1970 ein 
Sofortprogramm zur Modernisierung und Intensivie- 
rung der Verbrechensbekämpfung, insbesondere 
durch Stärkung des Bundeskriminalamtes, beschlos- 
sen. 

Der Entwurf der Bundesregierung zur Vereinheit- 
lichung des Verwaltungsverfahrens im Bundesrecht 
(Verwaltungsverfahrensgesetz) wurde am 14. Okto- 
ber 1970 vom Bundestag in erster Beratung behan- 
delt. 

Die Bundesregierung hat seit November 1969 durch 
das Bundeskanzleramt und die Ressorts ein Früh- 
koordinierungssystem aufgebaut. Sie hat nunmehr 
die Vorarbeiten für eine längerfristige Aufgaben- 
planung in Angriff genommen. 

Finanzierung 

Die vom Bund vorgesehenen Mittel sind im Finanz- 
plan des Bundes 1970 bis 1974 ausgewiesen. 

Drucksache VI/ 1101, Epl. der federführenden Res- 
sorts und Anlage 1, Tz,, 4.06,0^ 5.01.0, 5.03.0, 5.07.5. 

Der geltende Finanzplan des Bundes wird wie jedes 
Jahr im Herbst 1971 im Hinblick auf die gesamtwirt- 
schaftliche Entwicklung und die gegebenen Dek- 
kungsmöglichkeiten überprüft und fortgeschrieben 
werden. 


Moderne Unternehmungsform 
für die Deutsche Bundespost 

Ausgangslage 

Nach dem geltenden Postverwaltungsgesetz wurde 
die Deutsche Bundespost vom Bundesminister für 
das Post- und Fernmeldewesen unter Mitwirkung 
eines Postverwaltungsrates und bei ibestimmten 
Mitwirkungsrechten anderer Ressorts geleitet. Diese 
Struktur behinderte eine moderne an betriebswirt- 
schaftlichen Gesichtspunkten ausgerichtete Unter- 
nehmensfüihrung und führte zu einem Übergewicht 
politischer Einflüsse. 

Zielsetzungen 

Die Bundespost soll eine neue Rechtsform erhalten, 
damit — unter Berücksichtigung der Rechte der 
Postbediensteten und der Interessen der Postkun- 
den — das Post- und Fernmeldewesen seine Auf- 
gaben für unsere Gesellschaft besser erfüllen kann. 
Zu diesem Zweck soll die ministerielle Aufsicht auf 
das politisch Notwendige beschränkt werden, so 
daß die Eigenständigkeit der Deutschen Bundespost 
gestärkt und eine wirtschaftliche Unternehmens- 
führung erleichtert wird. 

Bisherige Ergebnisse 

Die Bundesregierung hat am 30. Juli 1970 den Ent- 
wurf eines Gesetzes über die Unternehmensverfas- 
sung der Deutschen Bundespost beschlossen. Nach 


diesem Entwurf soll die Bundespost eine moderne 
Unternehmensform erhalten, um ihre Aufgaben in 
einer sich rasch verändernden Wirtschaft und Ge- 
sellschaft flexibler und in größerer Kundennähe 
erfüllen zu können. An die Stelle der .politischen 
Leitung soll eine Unternehmensleitung treten, die 
der eines großen Wirtschaftsunternehmens ver- 
gleichbar ist. 

Die neue Unternehmensverfassung enthält Grund- 
sätze der Wirtschaftsführung und der finanziellen 
Beziehungen zum Bund als Eigentümer. Die Bundes- 
post ist so zu leiten, daß die Erträge die Aufwen- 
dungen decken und darüber hinaus ein dem Eigen- 
kapitalbedarf angemessener Gewinn als Selbst- 
finanzierungsbeitrag für die Investitionen vor allem 
im Fernmeldesektor erzielt wird. Für die Wirt- 
schaftsführung soll der Grundsatz der Kostendek- 
kung für die einzelnen Dienste der Bundespost 
gelten. 

Der Bundestag hat den Regierungsentwurf am 
20. Januar 1971 in erster Beratung behandelt. 

Finanzierung 

Die anfallenden Verwaltungskosten sind im Einzel- 
plan des federführenden Ressorts berücksichtigt. 
Eine Verminderung der Einnahmen des Bundes 
infolge Minderung oder Wegfalls der Ablieferung 
der Bundespost wird bei der Fortschreibung des 
Finanzplanes berücksichtigt. 

Modernisierung der Bundeswehr 

Ausgangslage 

Vielerlei offene Probleme kennzeichneten die Lage 
der Bundeswehr; sie waren vor allem in der Wehr- 
struktur zu finden, bei der Personallage und -ent- 
w^cklung, im Ausbildungs- und Bildungsbereich so- 
wie bei der Organisation der militärischen Führung 
und des Rüstungswesens. Einzellösungen mußte 
eine umfassende kritische Bestandsaufnahme vor- 
ausgehen. 

Zielsetzungen 

Abbau von Wehrdienstausnahmen und -befreiungen 
zur Verbesserung der Wehrgerechtigkeit. 

Modernisierung der Bildungs- und Ausbildungs- 
gänge sowie Ausbau der Berufsförderung und der 
Truppenfürsorge, insbesondere für Berufs- und Zeit- 
soldaten zum Zwecke vermehrter Gewinnung von 
Ausbildern, Truppenführern und Fachleuten. 

Fortentwicklung der inneren Führung. 

Modernisierung von Führung, Planung und Ver- 
waltung, insbesondere: Umgliederung der militä- 
rischen Führungsstäbe nach international üblichen 
Methoden, Umgliederung der Rüstungsorganisation 
sowie Rationalisierung der Verfahren in den Berei- 
chen der Technik und Beschaffung nach Methoden 
modernen industriellen Managements. 

Überprüfung des Rüstungsplans auf Dringlichkeit 
der einzelnen Vorhaben und auf die Wirksamkeit 
der für sie aufzuwendenden Haushaltsmittel. 
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Bisherige Ergebnisse 

Im Bereich der Wehrstruktur sind die Gutachten 
und Berichte zur Vorbereitung der Regierungsent- 
scheidungen von den hierfür eingesetzten Gremien 
vorgelegt worden beziehungsweise werden im Früh- 
jahr 1971 abgeschlossen, nämlich: 

Der Bericht der Wehrstruktur-Kommission vom 
3. Februar 1971 mit Vorschlägen zur Durchsetzung 
größerer Wehrgerechtigkeit in der Bundesrepu- 
blik Deutschland? der Bericht der Bildungskom- 
mission des Bundesministeriums der Verteidigung 
(Fertigstellung im Frühjahr 1971; ein erster Ent- 
wurf wurde im Dezember 1970 veröffentlicht und 
zur Diskussion gestellt). 

Der Bericht der Personalstruktur-Kommission des 
Bundesministeriums der Verteidigung wird im 
Laufe des ersten Halbjahres 1971 vorgelegt. 

Auf dem Gebiet der Organisation sind die wichtig- 
sten Entscheidungen inzwischen getroffen worden: 

Die militärische Führungsspitze des Bundesmini- 
steriums der Verteidigung wurde im Jahre 1970 
reorganisiert; die Verantwortlichkeiten des Gene- 
ralinspekteurs wurden präzisiert, die der Inspek- 
teure der Teilstreitkräfte verstärkt, insbesondere 
auf den Gebieten der Truppendienst aufsicht und 
Personalführung. 

Am 7. Februar 1971 wurde aufgrund eines am 
1. Dezember 1970 vorgelegten Vorschlages der 
'Rüstungskommission das Rüstungswesen des Bun- 
desministeriums der Verteidigung und der Bun- 
deswehr reorganisiert. 

Für die Rationalisierung des Bauverfahrens steht 
eine abschließende Entscheidung über die Vor- 
schläge der Infrastruktur-Kommission vom 14. De- 
zember 1970 noch aus. 

Im Weißbuch 1970 wurden in allen Bereichen eine 
Vielzahl von Entscheidungen und Maßnahmen mit 
dem Ziel angekündigt beziehungsweise getroffen, 
die bestehenden Regelungen der Bundeswehr, die 
sich auf die Fürsorge und sozialen Aspekte des Per- 
sonals der Bundeswehr beziehen, den modernen 
Verhältnissen anzupassen. 

Bisher wurden 75 der im Weißbuch 1970 angekün- 
digten 124 Einzelmaßnahmen verwirklicht (Stand 
1. Februar 1971): 

— 21 Maßnahmen im Bereich der Fürsorge, die das 
Weihnachtsgeld für Wehrsoldempfänger, Zu- 
lagen für bestimmte Personengruppen, Erhöhung 
der Mietzuschüsse, Anrechnung der Dienstzeit 
auf nachfolgenden Beruf und anderes betreffen; 

— 15 Maßnahmen im Bereich Infrastruktur, dar- 
unter das Programm für Modernisierung von 
Wohnungen, die Aufhebung des Baustops für 
Soldaten- und Offiziersheime, der Neubau von 
Sportanlagen und Bundeswehrfachschulen, die 
Aufhebung der Fristen für Schönheitsreparaturen 
und die Beschleunigung des Bauverfahrens; 

— 10 Maßnahmen im Personalbereich, zum Beispiel 
die Änderung der Sanitätsoffiziersanwärter-Lauf- 
bahn, die Verkürzung der Dienstzeit für Beför.- 


derung zum Leutnant und der Ausbau der Per- 
sonalberaterausschüsse; 

— 6 Maßnahmen im Bereich Ausbildung, Bildung, 
Berufsförderung, nämlich Lehrgänge zur Erlan- 
gung der mittleren Reife und der Fachhochschul- 
reife, Fernunterricht und Telekolleg, Erweiterung 
der Berufsförderung, Verstärkung der personel- 
len und materiellen Ausstattung des Berufs- 
förderungsdienstes. 

Das Gesetzgebungsverfahren für weitere 18 der im 
Weißbuch 1970 angekündigten Maßnahmen, unter 
anderem auf den Gebieten Soldatenversorgung, 
Wehrdisziplinarrecht, Besoldung, Arbeitsplatzschutz, 
Unterhaltssicherung, Zulassung zum Studium, Wehr- 
dienstausnahmen, Wehrüberwachung, Abbau des 
Beförderungsstaus, ist eingeleitet. 

Der Rüstungsplan ist überprüft und weitgehend neu 
gestaltet worden? er unterliegt den Konsequenzen 
der jährlichen Prüfung und Fortschreibung des 
mehrjährigen Finanzplanes der Bundesregierung. 

Finanzierung 

Die vom Bund vorgesehenen Mittel sind im Finanz- 
plan des Bundes 1970 bis 1974 ausgewiesen. 

Drucksache WllOl, Epl. des BMVtdg und Anlage 1, 
Tz. 2.01.0, 2.02.0. 

Die zur Durchführung der Vorschläge der Wehr- 
strukturkommission erforderlichen Mittel sind im 
geltenden Finanzplan des Bundes nicht berück- 
sichtigt. 

Der geltende Finanzplan des Bundes wird wie jedes 
Jahr im Herbst 1971 im Hinblick auf die gesamt- 
wirtschaftliche Entwicklung und die gegebenen 
Deckungsmöglichkeiten überprüft und fortgeschrie- 
ben werden. 


Ausbau des Zivildienstes 

Ausgangstage 

Eine steigende Zahl von Wehrdienstverweigerern 
brachte Schwierigkeiten bei der Bereitstellung von 
geeigneten Dienstplätzen für alle Zivildienstpflich- 
tigen und damit verbunden entsprechende Unge- 
rechtigkeiten mit sich. In der öffentlichen Meinung 
wurde die Aufgabe des Ersatzdienstes kaum aner- 
kannt. 

Zielsetzungen 

Mehr Gerechtigkeit durch Heranziehung aller 
Dienstpflichtigen zum Zivildienst und öffentliche 
Anerkennung der Aufgabe des Zivildienstes für die 
Allgemeinheit sowie seiner Gleichwertigkeit mit 
dem Wehrdienst. 

Bisherige Ergebnisse 

Ein Bundesbeauftragter für den zivilen Ersatzdienst 
wurde am 12. März 1970 ernannt. 

Der Regierungsentwurf eines Dritten Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes über den zivilen Ersatz- 
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dienst (Zivildienstgesetz) schafft ein eigenständiges 
Bundesamt, erweitert den Tätigkeitsbereich des Zi- 
vildienstes, errichtet besondere Vorbereitungslehr- 
gänge für Zivildienstpflichtige und führt einen lei- 
stungsbezogenen Sold ein. Der Entwurf wurde am 
12. Februar 1971 dem Bundestag zugeleitet. 

Finanzierung 

Die vom Bund vorgesehenen Mittel sind im Finanz- 
plan des Bundes 1970 bis 1974 ausgewiesen. 

Drucksache VI/1101, Anlage,!, Tz. 5.01.0. 

Reform der Rechtspflege 

Ausgangstage 

Der Aufbau der Gerichtsorganisation und die ge- 
richtlichen Verfahren sind wenig rationell und nicht 
genügend durchschaubar. Das Statusrecht der Rich- 
ter entspricht nicht in jeder Hinsicht der verfas- 
s'ungsreditlichen Stellung der dritten Gewalt. Die 
Juristenausbildung ist seit langem reformbedürftig. 

Zielsetzungen 

Neugliederung der ordentlichen Gerichtsbarkeit 
(dreigliedriger Aufbau). 

Vereinheitlichung der Verfahrensordnungen und der 
Gerichtsverfassung. 

Beschleunigung der Geriditsverfahren und Verbes- 
serung des individuellen Rechtsschutzes. 

Fortentwicklung des Berufsrechts der Richter und 
Staatsanwälte, der Rechtsanwälte und Notare. 

Neugestaltung der Ausbildung und Fortbildung der 
Juristen. 

Aufbau eines juristischen Informationssystems mit 
Hilfe der elektronischen Datenverarbeitung. Auto- 
mation schematischer Justizgeschäfte (Register- 
sachen, Grundbuchsachen, Kostensachen). 

Bisherige Ergebnisse 

Mit der Übertragung der Zuständigkeit für die Ver- 
waltungs- und Finanzgerichtsbarkeit auf den Bun- 
desjustizminister ist ein wesentlicher Schritt zu 
einem einheitlichen Rechtspflegeministerium voll- 
zogen worden. 

Das am 25. Dezember 1970 in Kraft getretene Gesetz 
zur Änderung des Bundesverfassungsgerichtsgeset- 
zes beinhaltet wesentliche Verbesserungen für das 
Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht und 
den Status seiner Richter einschließlich der Ein- 
führung des Minderheitenvotums. 

Der Regierungsentwurf eines Gesetzes zur Ände- 
rung der Ämtsbezeichnung der Richter und der Prä- 
sidialverfassung — Drucksache VI/557 — soll das 
Berufsrecht der Richter weiter verbessern. 

Der Regierungsentwurf eines Gesetzes zur Ände- 
rung des deutschen Richtergesetzes eröffnet die 
Möglichkeit zur Neugestaltung der Juristenausbil- 
dung, des Zugangs zum Richteramt und der Ernen- 


nung zum Richter. Der Bundestag hat den Entwurf 
am 11. November 1970 in erster Beratung behandelt. 

Der Regierungsentwurf des Gesetzes zur Änderung 
der Zivilprozeßordnung sieht die Beschleunigung 
und Straffung des Verfahrens sowie die Entlastung 
der Rechtsmittelgerichte vor. Der Bundestag hat 
den Entwurf am 16. September 1970 in erster Be- 
ratung behandelt. 

Finanzierung 

Die* vom Bund vorgesehenen Mittel sind im Finanz- 
plan des Bundes 1970 bis 1974 ausgewiesen. 

Drucksache VI/1101, Epl. des federführenden Res- 
sorts sowie Anlage 1, Tz. 4.06.0. 

Der geltende Finanzplan des Bundes wird wie jedes 
Jahr im Herbst 1971 im Hinblick auf die gesamt- 
wirtschaftliche Entwicklung und die gegebenen Dek- 
kungsmöglichkeiten überprüft und fortgeschrieben 
werden. 


Weiterführung der Reform des Strafrechts 
und Reform des Strafvollzugs 

Ausgangslage 

Die Gesamtreform des seit langem auf vielen Ge- 
bieten als erneuerungsbedürftig erkannten mate- 
riellen Strafrechts mit dem Ziel, den Anforderungen 
des Grundgesetzes uneingesdiränkt Genüge zu tun 
und den gesellschaftlichen Veränderungen Rech- 
nung zu tragen, war eingeleitet worden. Das Erste 
und das Zweite Strafrechtsreformgesetz waren ge- 
gen Ende der 5. Legislaturperiode verabschiedet 
worden. 

Es gab bisher keine gesetzliche Grundlage für den 
Strafvollzug; es fehlte eine Strafvollzugsgesetz, wel- 
ches den Grundrechten des straffällig gewordenen 
Bürgers entspridit. 

Zielsetzungen 

Reform des Sexualstrafrechts und der Strafvorschrif- 
ten zum Schutz von Ehe und Familie. 

Reform der Strafvorschriften gegen das Leben und 
die Gesundheit. 

Reform des Wirtschaftstrafrechts. 

Neuregelung der Straftaten gegen den Gemein- 
schaftsfrieden. 

Einführungsgesetz zum Zweiten Strafrechtsreform- 
gesetz. Neuregelung des Rechts der Entschädigung 
für Strafverfolgungsmaßnahmen. 

Neuordnung des Strafregisterrechts. 

Bundeseinheitliches Strafvollzugsgesetz auf der 
Grundlage des Kommissionsberichts. 

Bisherige Ergebnisse 

Das Dritte Strafrechtsreformgesetz, das die Strafta- 
ten gegen den Gemeinschaftsfrieden regelt, ist am 
22. Mai 1970 in Kraft getreten. 
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Das Straffreiheitsgesetz, das die Amnestie im Zu- 
sammenhang mit Straftaten gegen den Gemein- 
schaftsfrieden regelt, ist am 22. Mai 1970 in Kraft ge- 
treten. 

Der Regierungsentwurf des Vierten Strafrechts- 
reformgesetzes sieht eine Neuregelung der Straf- 
taten gegen den Personenstand, gegen Ehe und 
Familie und gegen die Sittlichkeit vor. Der Gesetz- 
entwurf wurde am 5. März 1971 vom Bundestag in 
erster Beratung behandelt. 

Das Gesetz über die Entschädigung für Strafverfol- 
gungsmaßnahmen wurde am 11. März 1971 ver- 
kündet. 

Ebenso ist der Regierungsentwurf eines Gesetzes 
über das Zentralregister und das Erziehungsregister, 
das der Resozialisierung Verurteilter insbesondere 
durch eine Einschränkung der Auskunftsmöglichkeit 
dient, am 29. Januar 1971 vom Bundesrat im 
zweiten Durchgang verabschiedet worden. 


Mit der Einrichtung einer elektronischen Datenver- 
arbeitungsanlage beim Zentral- und Erziehungsregi- 
ster in Berlin und der Vorbereitung der Speicherung 
der in den Strafregistern der einzelnen Staatsan- 
waltschaften befindlichen Daten ist bereits begon- 
nen worden. 

Finanzierung 

Soweit die Kasten nicht von den Ländern zu tragen 
sind, sind sie im Einzelplan des federführenden Res- 
sorts gedeckt. Im geltenden Finanzplan des Bundes 
sind die Kosten für die Einrichtung der elektroni- 
schen Datenverarbeitungsanlage beim Zentral- und 
Erziehungsregister nicht berücksichtigt. 

Der geltende Finanzplan des Bundes wird wie jedes 
Jahr im Herbst 1971 im Hinblick auf die gesamtwirt- 
schaftliche Entwicklung und die gegebenen Dek- 
kungsmöglichkeiten überprüft und fortgeschrieben 
werden. 
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